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Hervorgegangen aus dem 
Angehörigen Info. Das 
Angehörigen Info entstand im 
Hungerstreik der politischen 
Gefangenen 1989. 


Zum Hungerprotest von über 561 Gefangenen 


Am 7.8. endete die Aktion der Gefangenen 
nicht nur in der BRD, sondern auch von Ge- 
fangenen aus der Schweiz, Spanien und Bel- 
gien. Wie der Gefangne Pit Scherzl, Sprecher 
der Interessenvertretung Inhaftierter (IvI) 
meinte, kann so schon von einem interna- 
tionalen Streik gesprochen werden. Da auf 
Grund der Zensur wir noch nicht ausrei- 
chende Informationen von den streikenden 
Gefangenen selbst erhalten haben, begnügen 
wir uns mit einen kurzen Zwischenbericht 
und gehen auf Fragen ein, die nicht nur von 
den Medien kamen. Diese vorläufige, frag- 
mentarische Einschätzung stammt von Men- 
schen aus den Redaktionen des Mauerfalls 
und dem des Gefangenen Infos sowie dem 
Autonomen Knastprojekt aus Köln. 


Wie viele Häftlinge haben sich letzt- 
lich am Hungerstreik beteiligt? 

Die letzte Zahl, die wir hatten war: 561 Ge- 
fangene. Hier die Liste der Gefängnisse in der 
BRD, die von Weggesperrten bestreikt wer- 


Sabotage an Bundeswehrfahrzeugen 


BAW erhebt Klage 
nach $129 wegen 
Mitgliedschaft in der 
militanten gruppe 


Die Bundesanwaltschaft (BAW) hat Anklage 
gegen Oliver R., Florian L. und Axel H. erho- 
ben. Den drei Berlinern wird vorgeworfen, En- 
de Juli 2007 auf dem Gelände der Rüstungs- 
firma MAN in Brandenburg (Havel) Brandsät- 
ze unter Bundeswehrfahrzeuge gelegt zu ha- 
ben. Außerdem werden sie angeklagt, Mit- 
glieder der militanten gruppe zu sein. 

Die Zerstörung von Bundeswehrfahrzeugen 
sei eine konkrete Abrüstungsinitiative und 
diene dazu, Kriegshandlungen - also Schlim- 
meres - zu verhindern, so Arthur Schüler, 
Sprecher des Bündnisses. In verschiedenen eu- 
ropäischen Ländern seien AntimilitaristInnen 
mit dieser Begründung freigesprochen wor- 
den. „Deshalb fordern wir auch einen Frei- 
spruch”, betont Schüler. 

Die Anklage wegen Mitgliedschaft in einer 


den: Aachen, Amberg, Ansbach, Augsburg, 
Berlin-Moabit, Bielefeld, Bremen, Detmold, 
Dietz, Duisburg, Dortmund, Ebrach, Essen, 
Frankfurt, Fulda, Geldern, Gelsenkirchen, 
Gera, Gießen, Hagen, Halle, Hamm, Heins- 
berg, Hof, Hohenleuben, Magdeburg, Mül- 
heim, München, Münster, Naumburg, 
Neumünster, Neunkirchen, Nürnberg, Olden- 
burg, Plauen, Rheinbach, Rosdorf, Saar- 


kriminellen Vereinigung stützt sich auf ver- 
schiedene Indizien, weitere konkrete Tatbetei- 
ligungen werden den Dreien nicht vorgewor- 
fen. Die Bundesanwaltschaft wertet als Indiz 
für eine Mitgliedschaft, dass sich die Ange- 
klagten beim Spazierengehen umgeschaut 
hätten, dass sich die militante gruppe nicht zu 
dem Brandanschlag geäußert habe oder einer 
der Angeklagten sich Einweghandschuhe ge- 
kauft habe. 

Um diese Indizien zu untermauern, bemüht 
die BAW zudem einen Spitzel des Bundesamts 
für Verfassungsschutzes (VS). Nach dessen 
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Gesehen in Berlin | 


brücken, Sehnde, Straubing, 
Tonna, Traunstein, Trier, Vechta, 
Völklingen, Volkstedt, Willich, 
Würzburg, Wuppertal 

Hinzu kamen die Gefangene 
aus dem Ausland. 


Wie konnten sie überhaupt 
miteinander in Kontakt 


bleiben? 
- Kontaktmöglichkeit 
zwischen Gefangenen ist 


schwierig wegen der Zensur. 

Dass es krasse Verschärfung 
diesbezüglich gegeben hat, wird deutlich 
an den besonders Exponierten: 
Pit Scherzl lässt seine Post an eine Adres- 
se nach draußen schicken, sie wird dann 
von einem Freund wöchentlich per Ein- 
schreiben an Pit in den Knast geschickt, 
da sonst zu viele Postsendungen ver- 
schwinden. 

- „Meine Post wird bereits seit Mitte 2005 


Aussagen - die der VS selbst als „nachrich- 
tenrelevant, aber nicht bestätigt” einstuft - 
sollen die Angeschuldigten dermg angehören. 
„Die Anklage wegen Mitgliedschaft ist extrem 
schwach begründet und an den Haaren her- 
beigezogen”, so Rechtsanwalt Thomas Herzog, 
einer der Anwälte der Angeklagten. Deshalb 
habe der Verfassungsschutz wohl auch noch 
den Spitzel aus dem Hut gezaubert. 

Die Zusammenarbeit des Verfassungs- 
schutzes und der Polizei sowie die Aussagen 
des Spitzels werden im weiteren Verlauf des 
Verfahrens ein zentrales Thema sein. „Das 
Trennungsgebot von Polizei und Geheim- 
diensten ist eine der Lehren aus dem Faschis- 
mus in Deutschland”, so Schüler. „Deshalb 
werden wir die ständigen Verstöße gegen die- 
sen Grundsatz thematisieren.” 

Der Erste Strafsenat des Berliner Kammer- 
gerichts muss nun über die Zulassung der An- 
klage entscheiden. Prozessbeginn wird vor- 
aussichtlich am Mittwoch, den 24.9., vor dem 
Kammergericht Berlin sein. 

Quelle: Bündnis für die Einstellung der 129(a)-Ver- 
fahren 

Bündnis für die Einstellung der $129(a)-Ver- 
fahren, c/o Haus der Demokratie und Men- 
schenrechte e.V., Greifswalder Straße 4 
D-10405 Berlin 
http://einstellung.so36.net/de/pm/1019 


durch Sicherheit und Ordnung (S&tO) 

kontrolliert. In den vergangenen 3 1/2 

Wochen verstößt Frau Holtmann (SEO) 

immens extrem gegen 830 Rn 2 StVollzG 

(unverzügliche Weiterleitung der Post!!!). 

Post, die ich am 30.06.2008 abgab zum 

Versenden, wurde erst am 03.07.2008 ab- 

gestempelt und kam somit 4 Tage später 

an! Aber das ist weiß Gott kein Einzelfall. 

So dauert meine Post seit einem Monat 

stets 2-4 Tage, wenn sie überhaupt an- 

kommt. Auch die ankommende Post er- 
halte ich mit 2-4 Tagen Verzögerung. Ei- 
ne Mitgefangene hat ihren Hauspostbrief 
von ihrem Verlobten ganze 21 Tage spä- 
ter erhalten. Ihr wird von einigen Beam- 
ten gesagt, wenn es mehr als 10 Seiten 
sind, wird diese nicht befördert.“ (Nadine 

in einem Brief vom 29.7.) 

- Telefonieren können Gefangene im ge- 
schlossenen Vollzug im Prinzip nicht 
(außer bei dringenden persönlichen An- 
gelegenheiten über die Sozialarbeiter/in- 
nen oder Pfarrer/innen). 

- So wurde der letzte Mauerfall an diese 
Gefangene ebenfalls von der Anstalt an 
mich zurück gesandt. Nicht ohne gründ- 
lich den Namen durchzustreichen, um ei- 
ne Rückverfolgung meinerseits, um wen 
es sich handelt zu erschweren. 

- „Sogar eingetragene Anwälte werden auf 
Anordnung von S&O wieder ausgetra- 
gen.“ ( Nadine) 

- Zugang zum Internet (mailen) haben sie 
nicht. 

- Einschüchterung bis hin zu einem neuen 
Verfahren: 

Am Dienstag, den 16.9., wird es vor dem 
Amtsgericht Bielefeld zu einem Prozess ge- 
gen Nadine Triblan kommen. Pit Scherz], 
Sprecher der (IvI), ist dort als Zeuge vorge- 
laden. 

Nadine wird von der JVA Bielefeld un- 
terstellt, sie habe versucht den Anstalts- 
kaufmann K. um 10 Briefmarken zu be- 
klauen, obwohl damals Nadine sofort 
durchsucht und die Zelle gefilzt und keine 
Briefmarken gefunden wurden. 

Pit machte mit diesem Kaufmann, als er 
in Bielfeld weggesperrt war, ebenfalls 
schlechte Erfahrung: „Mich hat diese Kauf- 
mannstype mehrfach zu bescheißen ver- 
sucht. Mal um 135 Stück, dann um 60, die 
fehlten. Und wegen 8 Cent, um die er mich 
nachweislich bescheißen wollte, musste ich 
einen Anwalt einschalten. Erst dann hat er 
gezahlt und zudem die fette Rechnung des 
Anwalts.“ 

Die Interessenvertretung Inhaftierter ver- 
mutet, da nicht der Kaufmann, sondern der 
Anstaltsleiter die Anzeige gestellt hat, sei 
es das Ziel, Nadine zu kriminalisieren. Ihr 
ist damals gesagt worden, falls es zu einer 
neuen Verurteilung käme, für sie wegen er- 
neuten „Straftat, Unbelehrbarkeit und Ge- 
fahr für die Allgemeinheit“ gegebenenfalls 
die nachträgliche Sicherungsverwahrung 
in Betracht käme. 

Wie sich solche Drohungen für Nadine 
auswirken können, kann sich jede und je- 
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der auf Grund nicht nur wegen ihres ange- 
griffenen Gesundheitszustandes gut vor- 
stellen. 


Welche Reaktionen gab es darauf? 


Dass der Protest in den Medien kaum ge- 
spiegelt wurde, liegt sicher zunächst daran, 
dass die Weggesperrten sich nicht zensurfrei 
mitteilen können, dass sie gesellschaftlich 
kaum eine Lobby haben und deshalb auch 
bürgerliche und sogar relativ kritische Medi- 
en nicht für sie interessieren, es sei denn, des 
gäbe Tote oder Flucht zu vermelden oder was 
sonst aus dem Polizeiticker kommt. Etwas 
breitere Öffentlichkeit über die Zustände im 
Knast herzustellen ist für Gefangene und die 
wenigen Aktivist/ inn/en draußen extrem 
schwer bis unmöglich. Dass aufgrund von 
Definitionen und Bestimmungen Knäste auf 
Nachfrage manches leugnen können, so dass 
auf Recherche „von beiden Seiten“ angewie- 
sene Presse deshalb Aussagen oft nicht veri- 
fizieren kann. 

Es gab in vier Städten (Berlin, Hamburg, 
Dresden und Berlin) Öffentlichkeitsaktionen 
wie z.B. Knastkundgebungen. Der Bundes- 
vorstand der Roten Hilfe hat sich mit dem 
Protest der Gefangenen solidarisiert. Laut 
Berliner Morgenpost vom 9.8. wurden in Ora- 
nienburg Lieferwagen angezündet und in ei- 
ner Erklärung „auf den mehr als 500 Straf- 
gefangene im Hungerstreik in deutschen Ge- 
fängnissen Bezug genommen“. 

Gefangene aus der Schweiz, Belgien und 
Spanien und ausländische Solidaritätsgrup- 
pen haben sich am Streik beteiligt oder un- 
terstützt. In Kanada griffen laut Indymedia 
Anarchisten Polizeiautos mit Mollies an. 

Die JVA bzw. die zuständigen Stellen ig- 
norierten oder behaupteten, die über 500 Ge- 
fangenen in 49 Knästen seien nicht in Akti- 
on getreten. 


Kann die Aktion trotz des geringen 
Medieninteresses als Erfolg für die 
Gefangenen gelten? 


Die Tatsache, dass die Aktionswoche drinnen 
und draußen zu einem mehr an Solidarität 
geführt hat, ist ein Erfolg. Die Aktionswoche 
hat viele Menschen verbunden und noch mal 
etwas mehr Bewegung in die Thematik Knast 
und Strafe gebracht. Es ist eine erhöhte Auf- 
merksamkeit festzustellen. 

Der Aufruf der I... lief über etliche Listen 
im Internet, auch über solche, die gar nicht 
das Thema Knast als Schwerpunkt haben, er 
wurde in sechs Sprachen übersetzt, Nadine 
T., der die Protestwoche gewidmet war, be- 
kam sehr viel solidarische Post. Ihr Fall und 
die darauf folgende Aktionswoche haben 
drinnen wie draußen hohe Wellen geschla- 
gen. Kürzlich meldete sich unter anderem 
auch ein Filmteam, welches, wenn möglich, 
eine Reportage darüber machen möchte. Vie- 
le Menschen aus unterschiedlichen Städten 
haben während der Wochekooperiert und zu- 
sammengearbeitet. Es war und ist Bewegung 
drin wie lange nicht, dies wird übrigens auch 
von vielen Gefangenen bestätigt und so ge- 


sehen 

Angesichts der Tatsache, dass sich in der 
bürgerlichen Presse überhaupt nur sehr sel- 
ten eine realistisch-kritische Darstellung um 
den Strafvollzug wiederfindet, ist auch die 
Resonanz nicht so schlecht. Natürlich hätte 
es auch gerne wesentlich mehr sein können. 
Doch vielfach wurde in der Vergangenheit 
schlichtweg gar nicht berichtet. 

Wir erinnere da z.B. an die Petition/Be- 
schwerdeaktion der Iv.l. von über 330 Ge- 
fangenen in der JVA Bielefeld im September 
2007. Diese ging an mehrere Dutzend offizi- 
elle Stellen, von der Menschenrechtskommi- 
sion (CPT) und Amnesty International bis zur 
Strafvollstreckungskammer und den Justiz- 
ministerien, von der ‘taz’ und ‘Neues 
Deutschland’ bis ‘Süddeutsche’ und ‘'Frank- 
furter Rundschau’ undundund ..., persönlich 
von allen Gefangenen unterzeichnet, Reak- 
tion gleich null. Also ist dieses Mal schon ei- 
ne klare Steigerung, eine erhöhte Aufmerk- 
samkeit zu erkennen. Und wie die R.l. ja 
schon verlauten ließ, wird diese Aktionswo- 
che jetzt nicht die letzte gewesen sein. 

Immerhin 3 Zeitungen berichteten. Das ND 
veröffentlichte sogar einen Kommentar da- 
zu. 

Hätte es den Widerstand der Gefangenen 
nicht gegeben, wäre das Medieninteresse 
gleich Null gewesen. So gesehen kann man, 
den Hungerprotest auf jeden Fall als Erfolg 
bewerten. 

Netzwerk Hamburg 


Aus einem Brief von 
Nadine von Ende Juli 


(..) Da es mit mir immer mehr bergab geht, 
komme ich leider erst heute dazu, Dir zu ant- 
worten. 

Mittlerweile bin ich an einem Punkt ange- 
kommen, wo ich leider sagen muss, dass ich 
definitiv nicht mehr kann. 

Es gibt einiges an neuen negativen Infor- 
mationen. 

Herr Sichau (Strafvollzugskommision des 
Landtags) teilte mir mit Schreiben vom 
13.06.08 mit, dass ich am 02.01.2009 die 
Maßnahme in Willich beginnen kann. 

Mit Schreiben vom 27.06.08 erhielt ich 
dann, durch Herrn Sichau, die Informationen, 
dass ich ja die Zeugnisse auch etwas „ge- 
schönt“ haben könnte. Diese Aussagen hat 
Herr Sichau von Willich. Am 04.Juli 2008 ha- 
be ich dann hier ein Gespräch mit Herrn Rin- 
sche, Verantwortlicher für berufl. Bildungs- 
maßnahmen aus der hiesigen JVA geführt. Er 
teilte mir mit, dass er meine Qualifikations- 
papiere (Zeugnisse) nicht mit nach Willich 
geschickt hat. Er sagte weiter, dass die Wil- 
licher sich in ihrer Stellungnahme selbst wi- 
dersprechen. Willich hat hier angegeben, dass 
ich nur dann am 02.01.09 die Maßnahme be- 
ginnen kann, wenn Bielefeld einem Reststra- 
fengesuch positiv entgegensieht, wenn nicht, 


dann erst im Juli 2010! 

Die JVA Willich hat in ihrem Schreiben an 
Herrn Rinsche auch geschrieben, dass meine 
Zeugnisse etwas „geschönt“ (gefälscht) sein 
könnten, nicht aber in ihrem Bericht an die 
hiesige JVA. Die JVA hat in ihrer Stellun- 
gnahme davon gar nichts drin stehen. Am 
14.07.2008 habe ich gesagt bekommen, dass 
ich erst im Juli 2010 an der Maßnahme teil- 
nehmen kann. Von der mit mir besprochenen 
Vollzugsplanung hat Willich nix - trotz Zu- 
sage - an Bielefeld geschrieben. Tja, anstatt 
mal 1 Schritt nach vorne zu machen, mache 
ich 10 zurück. 

Ich bin nun an einem Punkt, wo ich hin- 
und hergerissen bin. 

Auf der einen Seite will ich diese Maßnah- 
me machen - habe ca. 4 Jahre bislang dafür 
gekämpft - , auf der anderen Seite weiß ich 
nicht, ob ich das in Willich - nachdem die 
mir ja Urkundenfälschung unterstellt haben 
- überhaupt noch machen soll. 

Zu Willich 2 (Frauenvollzug) schreibt Herr 
Sichau noch Folgendes: „In Willich 2 gibt es 
offensichtlich einige Probleme, die Frau Gad- 
dum leider nicht konstruktiv klärt. Das ist in- 
zwischen auch höheren Ortes bekannt. Die- 
ses erklärt meine Distanz zu Frau Gaddum. 
Ein Beispiel nennen Sie ja auch selber: Dass 
es Gefangenen nach Petitionen - immerhin 
ein unabdingbares Verfassungsrecht - 
schlechter geht. Aus diesem Grund habe ich 
Ihnen auch nicht nach Willich geschrieben. 
Ein weiteres Zeichen ist, dass Frau Gaddum 
negativ und fast aggressiv auf Petitionen und 
Abgeordnete reagiert, was deutlich zeigt, dass 
sie Probleme im Umgang; mit Vertretern ei- 
nes Verfassungsorgans, mit Verfassungsrecht 
und mit kritischer Klärung hat. Alles weitere 
dazu können Sie sich sicherlich denken.“ 

Leider habe auch ich erfahren müssen, dass 
Frau G., die Anstaltsleiterin in Willich, auf 
Herrn Sichau sehr negativ und aggressiv rea- 
giert. 

(...) Das zum Thema Willich. (...) 

Hr. Sichau, Rechtsanwälte und viele ande- 
re, sogar einige hier Beschäftigte sind mit mir 
einer Meinung, nämlich der, dass ich 
schnellstmöglich hier weg muss. Ein Antrag 
dazu läuft. (...) 

Für den Hungerprotest in der Iten Au- 
gustwoche habe ich sogar aus Belgien (5) und 
aus Spanien (1) Zusage erhalten. Die Frau aus 
Spanien ist eine Genossin von Gabriel aus 
Aachen. Ich DANKE allen, die sich daran be- 
teiligen, denn es geht um die Haftsituation 
einer/s jeden Einzelnen! Vielen Dank für die 
vielen Zuschriften und die große Unterstüt- 
zung, herzlichen Dank an ALLE! Ich bin wirk- 
lich sehr gerührt über all die Solidarität die 
ich erfahren habe! 

Es gibt, auch dadurch, Bewegung. Einige 
Journalisten und auch ein Filmteam haben 
angefragt und wollen meinen und andere 
Fälle dieser Art aufgreifen. Auch in der bür- 
gerlichen Presse findet sich Niederschlag. So 
z.B. in einem Artikel aus dem „Kölner Stadt- 
anzeiger vom 06.06.2008 - „Bedienstete im 
Strafvollzug schikanieren die Gefangenen“. 
Selbst der Ombudsmann, Hr. R. Söhnchen 


(NRW), spricht vom Korpsgeist im Strafvoll- 
zug. 

Zum Schluss noch ein Aufruf, den ich bit- 
te zu verbreiten: 

Die Bremer Knastzeitung hat vor, „Gewalt 
im Knast“ als ein Hauptthema zu machen. Al- 
le die, die physische oder psychische Gewalt 
erfahren haben, möchten sich doch bitte, 
wenn Interesse vorhanden ist, an: DISKUS 70 
- Gefangenenzeitung der JVA Bremen - Son- 
nemannstr. 2 28239 Bremen wenden. Als 
Ansprechpartner habe ich den Redakteur 
Klaus Höhn. 

Herzliche und solidarische Grüße an Alle, 
Danke! Nadine 


Dokumentiert 


Brief von Marco Camenisch 
zum Hungerstreik 


Als Ausdruck revolutionärer Solidarität neh- 
me ich am Hungerstreik der Inhaftierten in 
Deutschland vom 1.-7. August 08 teil. 

Leider habe ich keine Netz-Adresse, aber der 
Rundbrief 4 - 2008 der Interessenvertretung 
Inhaftierter (Iv.i) vom 15.6.2008 mit dem aus- 
führlichen Inhalt des Protestes, dem sich um 
die 500 Inhaftierte in 29 Anstalten ange- 
schlossen haben, kann sicher aufgefunden 
werden. Eine mögliche Kontaktadresse zur 
Initiative/lv.i: Peter Scherzl, c/o am Womberg 
16, D-61276 Weilrod (z.Zt. IVA, D-53359 
Rheinbach). 

In der Folge der übersetzte Auszug aus dem 
Text „Über Zwangsarbeit und die anderen 
Rechte ...“ von Gabriel Pombo da Silva, wo er 
seine Teilnahme, der ich mich vollumfänglich 
anschließe, erklärt und gleichzeitig die Inhal- 
te des Hungerstreikes zusammenfasst. 

„(..) in den Gefängnissen (in Deutschland) 
gibt es eine Vereinigung und ein Kollektiv von 
Gefangenen (Interessenvertretung Inhaftier- 
ter, von liberal rechtstaatlichen Rechtsanwäl- 
tInnen, usw., unterstützt), das seit Jahren ge- 
gen Willkür, Machtmissbrauch, Psychoterror, 
Haft- und Arbeitsbedingungen, usw. in den 


Knästen kämpft ... 

Abgesehen von meinem Einverständnis 
oder nicht mit den von ihnen eingesetzten 
Mitteln (Anzeigen, Rekurse, Aufrufe an die 
Medien, usw.) und/oder ihren ‚Verbündeten’ 
(Rechtsanwältinnen, JuristInnen, usw.), stehe 
ich als Libertärer an ihrer Seite, da sie rebel- 
lieren und darum isoliert, usw., werden. 

Nach direktem Kontakt mit einigen ihrer 
‚Vertreter’ im Knast und dem Beginn von Ge- 
sprächen und Debatten haben wir uns ent- 
schlossen, einen Hungerstreik durchzuführen, 
um gegen die Isolationshaftbedingungen von 
Nadine Tribian (eines der Mitglieder dieser 
Vereinigung) und ihre Versetzung in eine für 
sie total feindliche Umgebung wegen ihrer 
Anzeige (und anderer gefangener Frauen) zu 
protestieren. Wegen dieser Anzeige wurde ein 
Schließer wegen Gewalt und sexuellen Über- 
griffen ‚in Ausübung seines Amtes’ verurteilt 


Folglich ist meine Solidarität für diese Ge- 
nossin und die politische Arbeit des Interes- 
severeins (und seine Mitglieder) bedingungs- 
los. Aber meine Solidarität geht weit über die- 
sen Fall hinaus gegen alle ‚Haft- und Straf- 
zentren’, gegen Lebenslänglich, Todesstrafe 
und alle Isolations- und Folterzentren. Wer 
ihre/seine Solidarität ausdrücken möchte, 
kann es natürlich nach eigenen Kriterien tun: 
(.)“ 

Meine Teilnahme an einer Kampfinitiative 
in Deutschland mag seltsam erscheinen, denn 
einerseits gibt es große Unterschiede in der 
Repression (Verschiedenheiten und Souverä- 
nitäten der Bundeskantone), der Kultur (ty- 
pisch „schweizerisch“ reaktionäre „Kultur“ 
der totalen Unterwerfung), der Sprachen usw., 
die aktuell jegliche Organisierung von Ge- 
fangenen für die eigenen Interessen zu ver- 
hindern scheinen. Aber andererseits sind die 
grundlegenden Bedingungen (Zwangsarbeit, 
Psychoterrorismus, Haft- und Arbeitsbedin- 
gungen usw.) und die Verschärfungen (neues 
Strafgesetzbuch, Sicherheitsverwahrung, ex- 
trem faschistische und mörderische Gesetze 
gegen „AsylantInnen“ und AusländerInnen, 
usw.) den deutschen/denen der EU sehr ähn- 
lich bis sogar avantgardistisch ausgeprägt. 
Was auch historisch bedingt ist, mit einer 
Schweiz, die seit Bismarck nicht viel mehr als 
ein Wurmfortsatz Deutschlands (immer mehr 
auch des Großen Bruders EU/USA) hinsicht- 
lich, u.a., Repression und Klassenvernichtung 
ist. 

Solidarität ist unsere stärkste Waffe !!! 
Marco Camenisch, Sklaverei- und Todeslager 
Regensdorf, Schweiz, 21. Juli 2008 


Anmerkung: Über die Charakterisierung heu- 
tiger Gefängnisse als „Sklaverei- und Todes- 
lager“ ist zu streiten, weil diese Charakteri- 
sierung den qualitativen Unterschied zu den 
Sklaverei- und Todeslagern des deutschen Fa- 
schismus m.E. auf gefährliche Weise negiert. 
Doch will das Gefangenen Info gerade Gefan- 
genen ermöglichen, sich öffentlich zu äußern 
und ihre Schlussfolgerungen aus ihren Erfah- 
rungen zur Diskussion zu stellen. CS 


Alltag und Zustände 
im Knast von Andrea 


(...) Auch Andrea , die politische Gefange- 
ne in der JVA Pankow in Berlin solidari- 
siert sich mit den Hungerstreikenden. Da 
ihr keine ausreichende medizinische Ver- 
sorgung im Knast zu kommt, lässt ihr ge- 
sundheitlicher Status es nicht zu, an dem 
Streik aktiv teilzuhaben. 


Alltag und Zustände im Knast von 


Andrea 

Der Knastalltag ist geprägt von Monotonie 
und Schikane, Besuchstermine werden regel- 
mäßig kurzfristig verschoben oder abgesagt, 
was es sehr erschwert, einen kontinuierlichen 
Kontakt zwischen „Drinnen“ und „Draußen“ 
aufrecht zu erhalten. Post wird aufgemacht 
und je nach Schikanelust der Schließer_in- 
nen zum Inspizieren weitergeschickt. Ihr wird 
nicht mitgeteilt, wenn Post nicht durch- 
kommt. Lange bürokratische Wege erschwe- 
ren grundsätzlich die Kommunikation, aber 
auch das Reinschicken von Büchern oder 
CDs. 

Jeden Morgen Punkt 6 Uhr wird geweckt 
und gecheckt , sie nennen es „Lebendkon- 
trolle“. Danach folgt eine Stunde, im Büro- 
kratenjargon: „Versorgungsaufschluss“, was 
bedeutet, dass die Gefangenen eine Stunde 
Zeit zum Frühstücken und heißem Wasser 
Holen haben. Es gibt keine Wasserkocher auf 
der Zelle und Thermoskannen sind nicht er- 
laubt. Meist werden die Frauen von männli- 
chen Schließern geweckt. Begründung: Im 
Knast herrscht Personalmangel. 

Um 7 Uhr wird die Zelle wieder geschlos- 
sen, außer bei denen, für die der Sklavinnen- 
Arbeitstag beginnt. In der JVA Pankow herr- 
scht Arbeitszwang. Bei der Arbeit, die von 
den Gefangenen in Pankow gemacht wird, 
handelt es sich um das Sortieren von Com- 
puterschrott aus einem angeblich sozialen 
Zentrum „Wille“ in der Wilhelmstr. 115 in 
Berlin. Eine andere Billigstlohnarbeitsmög- 
lichkeit ist das Reinigen des Knastes, das Es- 
sen-Hochschleppen, Büros-Aufräumen, 
Klos-Putzen. Typische Frauenarbeit, und das 
auch noch für die Schließer_innen und die 
Leute, die dafür sorgen, dass frau eingesperrt 
bleibt. D.h. ca. sieben Stunden arbeiten, 
wofür jede Frau ganze 7-9 Euro pro Tag ab- 
züglich Steuern erhält. Renten- und Sozial- 
versicherungsbeiträge existieren nicht. Je 
nachdem, wie lange frau im Knast sitzt, macht 
sich das dann später bei der Rente bemerk- 
bar oder bedeutet schlichtweg, Altersarmut, 
wovon in unserer Gesellschaft vorwiegend 
Frauen betroffen sind. Ganz besonders pe- 
dantisch gehen sie im Knast mit Fehlzeiten 
um. Von dem schwer verdienten Geld kann 
Frau sich dann auch mal was im überteuer- 
ten Knastshop leisten, der übrigens von ei- 
nem Edeka in Lichtenrade beliefert wird. Ab 
und zu dürfen die Frauen im Knast auch mal 
für Firmen wie Swarovski (eine große re- 
nommierte Kristall-, Porzellan- und 
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Schmuck- und vieles mehr Produktionsfir- 
ma) arbeiten, dabei springen dann ganze 50 
Cent für 1000 gefaltete Papierrosen heraus. 
Wenn sich die Frauen beschweren, wird ih- 
nen vorgehalten, dass sie sich vorher nicht 
erkundigt haben. Andrea weigert sich, Skla- 
venarbeit für das kapitalistische System und 
für den Staat zu leisten. Deshalb wird von 
Seiten der Anstaltsleitung, versucht, sie mit 
Bestrafungen zum Arbeiten zu bringen. So 
wird ihr z.B. der Knast-Kioskeinkauf faktisch 
untersagt, da nur mit dem bei der Knastar- 
beit verdienten Geld dort eingekauft werden 
darf. Der Knast nun Andrea schriftlich mit- 
geteilt, dass sie ab Juni 2008 ein Haftkosten- 
beitrag von 368,25 Euro für Kost und Logis 
an den Knast bezahlen soll (45 Euro Früh- 
stück, 80 Euro Mittag und Abendstulle und 
163,25 Euro für die Zelle). Die Verweigerung 
von Sklavenarbeit wird auch als Druckmittel 
für die 2/3-Strafe genutzt. Denn wenn es kei- 
ne Zusammenarbeit mit staatlichen Behör- 
den gibt, wird es auch keine Hafterleichte- 
rungen geben. 

Mittags ist eine halbe Stunde Aufschluss, 
um sich Essen zu holen. Käse und Wurst wer- 
den für die Stulle ausgegeben , die als Abend- 


essen auf der Liste der Haftkarten mit 2,70 
Euro auftauchen (mit Käse ist meist Schmelz- 
käse gemeint). 3x die Woche gibt es Suppe 
mit total verkochtem Gemüse (Resteverwer- 
tung). An den übrigen Tagen gibt es Fleisch, 
vegetarische Schnitzel mit gedämpften Kar- 
toffeln, die nach Kloake stinken (selbst Kar- 
toffeln ungenießbar zu kochen ist echt eine 
Leistung). Alle zwei Wochen gibt es dann ein 
bisschen Abwechslung: Reis oder Nudeln. Die 
Tomatensauce besteht aus rotem Farbstoff. 
Das einzige, was nicht verkocht ausgegeben 
wird, sind 1-2 mal Orangen oder Äpfel in der 
Woche, einmal Tomaten im Monat. Vitami- 
ne Fehlanzeige. Viele haben Bauchschmer- 
zen und Hautproblemen wegen Mange- 
lernährung. Auch für Andrea hat es gesund- 
heitliche Probleme zur Folge, da sie keine 
Möglichkeit hat, zusätzliche Vitamine, in 
Form von Obst oder Gemüse im Knastshop 
kaufen. 

Bedenkt frau die Knastatmosphäre: Keine 
Freiheit, wenig Bewegung im Knast und im 
Hof, schlechtes Essen und Stress, wird klar, 
was ein Vitaminentzug für schlimme physi- 
sche Konsequenzen haben kann. 

12.45-15.30 Uhr Einschluss 15.30 -21.15 
Uhr Aufschluss 


Ab 15.30 Uhr beginnt die sog. Freizeit oder 
besser gesagt „Unfreizeit“ Im Angebot sind, 
je nach dem, 1-2 Freistunden im Hof zwi- 
schen 17 -19 Uhr, TV im Gruppenraum, 1 
Stunde Fitnessraum mit Hanteln und mehr 
oder weniger defekten Geräten (1-2), Litera- 
turkreis für Schriftstellerinnen, werwill, kann 
in der Kirche auch Klavierspielen lernen. Ob- 
wohl die Gefangenen schon weggesperrt 
sind, werden auch noch die Bewegungsmög- 
lichkeiten im Knast auf ein Mindestmaß be- 
schränkt. Es gibt zwar einen Sportraum in der 
JVA Pankow, dieser darf jedoch erst ab zwei 
Personen genutzt werden - die Geräte sind 
jedoch nicht mehr wirklich benutzbar. Da- 
durch ist jede Gefangene darauf angewiesen, 
eine zweite zu finden, die auch Sport machen 
möchte. Da dies nicht oft der Fall ist, bleibt 
der Raum kurzerhand ganz geschlossen. Um- 
so schlimmer, dass Andrea der Besitz einer 
Yogamatte, von Sportschuhe und Gymna- 
stikbändern verweigert wird. Für die Biblio- 
thek gilt die gleiche Einschränkung - minde- 
stens zwei Personen! Die Gefangenen kön- 
nen während der Umschlusszeit telefonieren 
- es gibt allerdings nur ein Telefon. (Die ho- 
hen Telefongebühren und in vielen Knästen 
und auch die hohen Kioskkosten in vielen an- 
deren Knästen sind der Knastmonopolprivat- 
firma Telio zu verdanken). An Feiertagen gibt 
es Angebote besondere Art und zwar Mi-Mi- 
Feste, d.h. Mi-Mi-Feste sind Mit-Mach-Feste, 
also Veranstaltungen an Feiertagen, bei de- 
nen die Gefangenen Kaffeetrinken und Gruß- 
karten oder ähnliches basteln können/ sol- 
len. 

Eine Kunstwerkstatt oder sog. Antigewalt- 
Workshops werden auch angeboten, aller- 
dings landen die gewonnenen Informationen 
bei Psychologen und Co. des Knastes, so dass 
diese Angebote nicht wirklich verlockend 
sind. Zudem finden die Workshops auf einem 
Niveau statt, das einer Verarschung, nahe 
kommt, wie z.B. Anpusten der Nachbarin di- 
rekt ins Gesicht. Wenn sie nicht zuschlägt, 
hat sie etwas gelernt. Die Honorare, die die 
Teamer_innen solcher Workshops erhalten, 
liegen wohl höher als die Taschengelder, die 
hier für die Zwangsarbeit zugeteilt werden. 
Alle zwei Wochen ist eine Therapeutin vor 
Ort. Viele Frauen mit Langzeitstrafen sind auf 
Psychopharmaka. Damit alle schön ruhig 
sind und keinen Ärger machen, werden 
Schmerztabletten wie Bonbons verabreicht. 

Therapien = Fehlanzeige, hierfür gibt es nur 
wenige Plätze und meist sind diese da um 
Wiederholungstaten zu vermeiden. Die Haus- 
psychologin ist eine Ladenhüterin, sie macht 
keine angemessenen Einzeltherapien, er- 
kennt Suizidgefährdung oder Selbstverlet- 
zung gar nicht oder selten. 

Wenn es zu auffällig wird, werden die Be- 
troffenen flugs in die nächste Zwangsanstalt 
namens Psychiatrie verlegt. Wenn Frauen 
über Depressionen klagen, wird ihnen auch 
mal gesagt: „Was hast du denn? So schlimm 
kannesdoch nicht sein, Du hast es doch warm 
und es gibt etwas zu essen“, und anderen wird 
gesagt: „So lange bist Du doch gar nicht drin, 
andere bleiben viel länger.“ 


Aktuelles zu Andreas Gesundheit 


Seit Februar Andrea nicht gut. Sie hat im Fe- 
bruar beantragt, in ein Haftkrankenhaus zu 
gehen, um eine Blutprobe abzugeben, da die 
Funktion ihrer Schilddrüse besorgniserre- 
gend ist und die Medikamentierung neu ein- 
gestellt werden muss. Bis dahin bekam sie 
EUCHYROXIN 75. Am 9.5 wurde ihr endlich 
Blut abgenommen. Die Ergebnisse hat sie bis 
dato nicht erhalten, obwohl sie ständig nach- 
gefragt hat. Die Anstalts-Ärztin Friedemann 
hat ihr gesagt, dass sie sie schon informieren 
würde, falls ein Problem vorläge. 

Am 21.7 wurde eine weitere Blutprobe ge- 
macht, weil angeblich die erste schlecht ge- 
wesen sei. Erst jetzt wurde festgestellt, dass 
die Werte ihrer Schilddrüsefunktion tatsäch- 
lich kritisch sind. Am 28.7. bestätigte eine 
weitere Blutprobe diesen Verdacht. Seit zwei 
Wochen sagt man ihr, dass weitere Tests nötig 
seien, bevor sie neue Medikamente bekommt. 


Bis vor einigen Jahren gab es zwei Stun- 
den Besuch pro Monat, jetzt sind es schon 
vier, also richtig fortschrittlich, laut StvollzG 
muss nämlich nur eine Stunde gewährt wer- 
den. 

Ein großes Problem ergibt sich für die Ge- 
fangenen z.B. auch, wenn Besucher_innen 
nur zu Zeiten kommen können, in der die Ge- 
fangene arbeitet, oder wenn Besucher_innen 
zu weit weg wohnen. De facto kann dann 
die/der Besucher_in nicht kommen, da es 
auch nicht die Möglichkeit gibt, Besuche am 
Samstag zu empfangen. Begründung ist hier 
Personalmangel. 

Leute unter Alkoholeinfluss 
grundsätzlich nicht reingelassen. 

Im Knast hagelt es lebenslange Besuchs- 
verbote bei renitentem Verhalten der Gefan- 
genen, vor allem wenn es zu einer Beleidi- 
gung oder Bedrohung der Schließer_innen 
kommt („ich habe mir dein Gesicht gemerkt“). 
Diesbezüglich sind die Beamten wahnsinnig 
empfindlich, fühlen sich missverstanden und 
leiden unter der Missachtung ihrer Person. 

Während der Andrea-Geburtstagskundge- 
bung am 08.05.2008 beispielsweise wurde 
Andrea in ihre Zelle eingesperrt und bekam 
zu hören, dass sie jaschon wüsste, warum die 
Tür zu wäre. AufNachfrage, wieso andere auf 
der Station jedoch raus könnten, kamen ant- 
worten wie: „Ich kann nichts machen, es 
kommt von oben, aber ich kann Sie verste- 
hen und später hoffe ich sind sie uns nicht 
böse... ach ja und es wird befunden, dass es 
draußen eskalieren könnte oder die Frauen 
hier drin durchdrehen könnten. 

Das Sozialamt oder Jobcenter könnte in be- 
stimmten Fällen u.a. bei Gefangenen mit Kin- 
dern die Miete etc. während der Haftzeit über- 
nehmen. Die Bürokratie jedoch spielt den Ge- 
fangenen im Knast besonders übel mit. Stän- 
dig verschwinden Formulare spurlos und 
müssen erneut ausgefüllt werden. Anträge 
ans Sozialamt und Jobcenter kommen selten 
dort an. Das führt dann häufig zu Strom- und 
Gasabstellung bis hin zum Verlust der Woh- 


werden 


Seit Februar leidet Andrea also an einer 
Schilddrüsenüberfunktion, die nicht behan- 
delt wird. Die Kritik an der medizinischen Ver- 
sorgung in den Berliner Haftanstalten wird 
mal wieder durch den Fall Andrea deutlich. 
freechristian.gulli.to 


Eine Bitte der Soligruppe für die Freiheit von 
Ändrea: 
Also, wir versuchen gerade Informationen 
darüber zu sammeln, was Gefangene für Er- 
fahrungen mit Arbeitszwang gemacht haben 
und welche Repressionen bei Verweigerung 
von Arbeit die Folge waren. Welche Wider- 
standwege möglich sind oder gegangen wor- 
den, welche solidarische Unterstützung von 
außen? Auch über Informationen und Erfah- 
rungen zum Thema Haftkosten würden wir 
uns freuen. 

Briefe dazu bitte an: KKH (Kritische Knast 
Hilfe), c/o Infoladen Daneben, Liebigstr. 34, 
10247 Berlin 


nung wegen entstandenen Mietschulden. 
Dass hierdurch Angehörige in enorme Zah- 
lungsschwierigkeiten gebracht werden ist ei- 
ne logische Folge. 

Der Sozialarbeiterin Frau G. scheint das 
auch ziemlich egal zu sein, sie droht Andrea 
lieber mit Floskeln wie: „mit Ihnen werden 
wir hier auch noch fertig“ und ist sauer, dass 
Andrea ihren fünfseitigen Lebenslauf ver- 
weigert zu schreiben. Das spiegelt sich im 
Vollzugsplan wieder, indem kaum Angaben 
über Andrea gemacht werden und sie auch 
ohne Berufsausbildung eingestuft wird, was 
nicht stimmt. Aber gut, dass aus diesem Halb- 
wissen über eine Person ein zukünftige So- 
zialprognose gemacht werden soll. 

21.15 Uhr Nachteinschluss 


Latest News aus dem Knast: 


1 Am 20.Juni mussten wir erfahren, dass 
ein der Zelle neben Andrea eine natio- 
nalsozialistisch gesinnte Frau wegen Nicht- 
zahlen einer Geldstrafe Haftstrafe absitzen 
soll. Diese nicht so angenehme Person ver- 
treibt sich den Tag, indem sie Menschen aufs 
Übelste beschimpft, anmacht und bedroht. 
Folgende Übergriffe fanden durch Franziska 
L. im Laufe ihrer kurzen Inhaftierung statt. 
Von ihrer Zelle aus beschimpfte sie Frauen 
mit Migrationshintergrund mit rassistischen 
und bedrohenden Parolen wie: „Scheiß Fid- 
schis, alle vergasen, alle aufhängen“, jetzt 
verstehe sie, dass die Amis Napalm erfunden 
haben, wenn ich Euch zwischen die Finger 
bekomme seit ihr dran“. Eine Frau, die gera- 
de beim Aufhängen von Wäsche im Hof war, 
wurde von ihr mit Scheiße beschmissen und 
mit „Häng dich auf, dann muss ich es nicht 
machen“ beschimpft. Sie beantragte darauf- 
hin die Verlegung in einen anderen Job. F.L. 
hatte während ihrer Haftzeit keinen Um- 
schluss. Ihr wurde jedoch gestattet, pro Tag 
den Hof für eine bis drei Stunden zu bege- 
hen. Während eines Hofgangs kippte sie 
Aschenbecher in die Waschküche und spritz- 


te mit einem herumliegenden Schlauch in 
dieselbe hinein. Dort arbeitete zu diesem Zeit- 
punkt eine Frau mit migrantischen Hinter- 
grund. Ein anwesender Schließer unternahm 
nichts. An einem Morgen um fünf Uhr spiel- 
te F.L. Musik mit faschistischen und rassisti- 
schen Texten. Um die Wirkung zu verstärken 
stellte sie die Boxen auf das Fensterbrett und 
die Lautstärke extrem hoch, sodass der kom- 
plette Hof beschallt wurde. Nachdem Andrea 
versucht hatte, dieser Musik auf gleiche Wei- 
se etwas entgegenzusetzen, wurde ihr (And- 
rea) der Strom abgestellt. 

Daraufhin wurde das Radio von Franziska 
Ludwig durch Andrea und eine andere Ge- 
fangene mit dem Wasserschlauch vom Hof 
aus attackiert und untauglich gemacht, was 
zur Folge hatte, dass ihr Hofgang ausfiel. 

Obwohl F.L: mehrmals aufgefordert wurde, 
ihre Gewichte im Sportraum abzunehmen, tat 
sie es nicht, was zur Folge hatte, dass sie ei- 
nes Tages versteckt wurden. Die Bestrafung 
folgte wieder in Richtung Andrea, sie durfte 
nicht mehr den Sportraum benutzen und ihr 
wurde Provokation vorgeworfen. Die Idee der 
Knastleitung, das Problem zu lösen: Andrea 
wurde angeboten, in den U-Haft-Trakt zu 
wechseln, was für sie weniger Bewegungs- 
freiheit im Knast und eingeschränkteren Um- 
schluss bedeutet hätte. Die Leiterin des 
Knastes Frau Leuschhorn redet das Problem 
klein; will ernsthaft von den betroffenen 
Frauen direkt hören, ob sie sich bedroht 
fühlen. Was für eine Frechheit, überhaupt die 
Frage zu stellen, ob sich frau bedroht fühlt, 
wenn sie auf rassistische Weise verbal und 
körperlich angegriffen wird. Und es ist zwei- 
tens sehr schwierig , da Sprachbarrieren exi- 
stieren, Dolmetscherrinnen werden nicht 
oder nur äußerst selten beauftragt. Auch die 
Schließerinnen unternehmen nichts gegen 
F.L.: sie sind „zu wenige“, ihnen sind „die 
Hände gebunden“, sie wollen sich nicht „zu- 
sammenschlagen lassen“, und einige fanden 
es auch ganz amüsant. Andrea wird Provo- 
kation vorgeworfen, wenn sie Forderungen 
zur Unterbindung von Rassismus stellt oder 
aktiv versucht, gegen die nationalsozialisti- 
sche Frau was zu tun. Knastleitung und 
Schließerinnen sind die Hände gebunden, 
sind die Antworten. Nachdem von außen 
Druck ausgeübt wurde, kam es zur Freilas- 
sung von F.L. Hier zeigt sich ganz deutlich, 
wie Repressionsbehörden vor dem Faschis- 
mus einknicken und ihn so schlussendlich 
fördern. 


p) Andrea soll ab August Kost und Logis 
„im Knast selbst tragen. (368 Euro) Das 
werden wir verhindern! 

Solidarische Grüße an alle Gefangenen 
weltweit von der Andrea Soli Gruppe 
Power durch die Mauer bis sie bricht! 
http://freeandrea.blogsport.de/ 


Soliarbeit kostet Geld! Spendet: 
Rote Hilfe, Konto: 7189 590 600 
BLZ: 100 200 00, Berliner Bank 

Verwendungszweck: Soli Andrea 
freiheitfuerandrea(a)riseup.net 


Anklage gegen Oliver, Florian und 
Axel 


Einladung zu bundes- 
weitem Soli-Treffen 


Das Berliner Einstellungsbündnis lädt anläs- 
slich des bevorstehenden Prozesses gegen 
Oliver, Florian und Axel zu einem bundes- 
weiten Treffen am 30./31. August nach Ber- 
lin ein, um die anstehende Solidaritätsarbeit 
zu koordinieren. 

Die Bundesanwaltschaft hat die Anklage- 
schrift gegen Oliver, Florian und Axel zuge- 
stellt. Jetzt wirds ernst. Wir gehen derzeit da- 
von aus, dass ab 24.9.2008 der Prozess vor 
dem Berliner Kammergericht (OLG) stattfin- 
den wird. 

Wir vom Einstellungsbündnis (http://ein- 
stellung.so36.net) haben uns nach den Ver- 
haftungen von Oliver, Florian, Axel und 
Andrej als Soli-Bündnis zusammengefun- 
den. Ihnen und drei weiteren Beschuldigten 
wird Mitgliedschaft in der militanten grup- 
pe (mg) vorgeworfen. Nach der Haftentlas- 
sung von Andrej im August 2007 und der 
von Oliver, Florian und Axel Ende Novem- 
ber 2007 wurde und wird weiter ermittelt. 
Nun ist das Verfahren gegen Oliver, Florian 
und Axel abgetrennt und Anklage erhoben 
worden. 

Oliver, Florian und Axel wird der Versuch, 
Bundeswehr-LKWs in Brand zu setzen vor- 
geworfen. Außerdem werden sie nach 8129 
StGB beschuldigt, Mitglied in der militanten 
gruppe zu sein. 

Gleichzeitig zur Haftverschonung hat der 
Bundesgerichtshof entschieden, dass es sich 
bei der „militanten gruppe“ nicht um eine 
terroristische Vereinigung ($129a) handelt. 
Es seien nur jene Taten terroristisch, die da- 
zu geeignet sind, „durch die Art ihrer Bege- 
hung oder ihre Auswirkungen einen Staat 
oder eine internationale Organisation erheb- 
lich zu schädigen“ Gegen Axel, Florian und 
Oliver wurde nun nach 8129, Bildung einer 
kriminellen Vereinigung, Anklage erhoben. 
Gegen Andrej und die anderen drei Be- 
schuldigten wird weiter nach $129 ermittelt. 

In anderen europäischen Ländern wurden 
AktivistInnen, die ähnlich wie Axel, Oliver 
und Florian für die Sabotage von Kriegma- 
terial angeklagt wurden, von Gerichten frei- 
gesprochen mit der Begründung, ihre Aktio- 
nen hätten dazu beigetragen, Schlimmeres - 
nämlich Kriegshandlungen - zu verhindern. 
Deshalb: 

Wir wollen einen Freispruch für Axel, Flo- 
rian und Oliver erkämpfen und fordern die 
Einstellung der Verfahren und die Abschaf- 
fung der 88129, 129a und 129b. 

Wir wollen unsere Soli-Arbeit fortsetzen 
und intensivieren. Insbesondere zu Prozes- 
sbeginn wollen wir wieder öffentlich präsent 
werden. Dazu brauchen wir Unterstützung. 
Deswegen laden wir all diejenigen ein, die 
sich vorstellen können, sich in irgendeiner 
Form an der Solidaritätsarbeit zu beteiligen. 

Inhaltlich wird es neben der bisherigen Ar- 


beit des Soli-Bündnisses auch um die Punk- 
te der Anklage gehen. $129, Überwachungs- 
staat und die Notwendigkeit antimilitaristi- 
scher Politik werden dabei Schwerpunkte 
sein. Ein praktischer Punkt auf dem Treffen 
soll unter anderem die geplante bundeswei- 
te Demonstration zu Prozessbeginn sein. 

Nach einer Vorstellungsrunde und einem 
Bericht zum Stand des Verfahrens möchten 
wir uns mit euch über unsere und eure Ideen 
austauschen und diese gemeinsam konkre- 
tisieren. Konkret soll es darum gehen, wie 
wir den Prozess begleiten können. Neben der 
bundesweiten Demo überlegen wir unter an- 
derem internationale Prozessbeobachter zu 
organisieren, eine Zeitung zum Prozess her- 
auszugeben, außerdem an inhaltlichen Ver- 
anstaltungen und einer Mobilisierung zu den 
Prozesstagen. 

Als Termin für das bundesweite Treffen ha- 
ben wir festgelegt: 

Samstag 30. August 2008, 14 Uhr (pünkt- 
lich!). Mit großer Wahrscheinlichkeit wird es 
am Sonntag Vormittag; weitergehen. 

Für Unterkunft und Verpflegung wird ge- 
sorgt. Durch Umlage der 
entstandenen Ausgaben 
auf alle Teilnehmer/innen 
versuchen wir die Fahrtko- 
sten zu minimieren. 

Wenn Ihr zeitlich verhin- 
dert seid oder euch die An- 
reise nach Berlin zu weitist, 
sagt doch bitte Bescheid, 
damit wir über eurer Inter- 
esse an dem Treffen infor- 
miert sind und bei der 
nächsten Termin- und 
Ortsfindung darauf einge- 
hen können. 

Haben wir eurer Interes- 
se geweckt? Wollt ihr euch 
in der Soli-Arbeit einbringen? Dann meldet 
euch und wir teilen euch den Ort des Tref- 
fens mit, wenn dieser fest steht. 

PS: Solidaritätsarbeit und Rechtshilfe ko- 
stet auch Geld. Wir sind dringend auf Spen- 
den angewiesen. Unsere Konto-Daten findet 
ihr auf unserer Webseite 
http://einstellung.so36.net 


Grußadresse 


des Einstellungsbündnisses Berlin / Soli- 
gruppe „mg"-Verfahren an die 05.07.-De- 
monstration in Stuttgart 


Vor fast einem Jahr wurden in Brandenburg 
Axel, Olli und Florian vom BKA überfallen 
und festgenommen. Dem BKA zufolge waren 
dessen Beamten den dreien auf den Fersen 
gewesen als diese versuchten Fahrzeuge der 
Bundeswehr auf einem Gelände von MAN in 
Brand zu setzen. Darüber hinaus wurde ih- 
nen jedoch von Anfang an vorgeworfen, sie 
seien Mitglieder der „militanten gruppe“ 
(„mg“). In den darauf folgenden Stunden 
wurden die Wohnungen und Arbeitsplätze 


der Drei, sowie vier weiterer Personen durch- 
sucht, die vor allem auf Grund ihrer wissen- 
schaftlichen Texte mit der „mg“ assoziiert 
wurden. 

Axel, Olli und Florian wurden im Hub- 
schrauber nach Karlsruhe geflogen, dem Er- 
mittlungsrichter vorgeführt und ansch- 
ließend in Berlin in der JVA Alt-Moabit in 
Einzelhaft gesperrt. Ebenso auch Andrej H., 
der zusätzlich zu seiner wissenschaftlichen 
Verdächtigkeit des vermeintlich klandestinen 
Kontakts zu den Dreien verdächtigt wurde. 

Am „mg“-Verfahren zeigt sich besonders 
offensichtlich, wie der $129A als Ermitt- 
lungsparagraph angewandt wird. Bereits seit 
über 6 Jahren wird im „mg“-Verfahren ge- 
gen verschiedene unzusammenhängende 
Personengruppen ermittelt, unter Einsatz al- 
ler mit dem Paragraphen verbundenen Mög- 
lichkeiten der Überwachung. Das Ziel des 
Staates und seiner Behörden ist hier eindeu- 
tig die Ausforschung der linken Zusammen- 
hänge, vornehmlich in Berlin, bei Außer- 
kraftsetzung, seiner so genannten Grund- 
rechte. 


r 


WEG MIT Sı29a/b/etc! 


Vor allem aber ist der $129A nach wie vor 
die Waffe der Konterrevolution als die er ge- 
schaffen wurde. Es war eine politische Ent- 
scheidung, gegen die „mg“ unter 8$129A vor- 
zugehen. Revolutionär_Innen mit der Be- 
zeichnung „terroristisch“ zu entpolitisieren 
und zu kriminalisieren, ist eine politische 
Waffe, die vor allem gegen unsere Genoss_In- 
nen aus Kurdistan und aus der Türkei ange- 
wandt wird. 

Als „Einstellungs-Bündnis“ haben wir die 
Widersprüchlichkeiten an diesem Paragra- 
phen zum zentralen Thema unserer Öffent- 
lichkeits-Kampagne gemacht. Vereinigungs- 
paragraphen sind vor allem Konstrukte, die 
von den staatlichen Behörden nach Belieben 
zurechtgebogen werden können; deswegen 
propagieren wir die Abschaffung der 
$5129,A,B! 

Mittlerweile sind alle wieder draußen, das 
Verfahren wurde auf 8129 heruntergestuft, 
und Axel, Olli und Flori erwarten für Herbst 
den Prozessbeginn. Nachdem wir in Berlin ei- 
ne Reihe von Knastkundgebungen und Ver- 
anstaltungen durchgeführt sowie eine bun- 
desweite Info-Tour organisiert haben, berei- 
ten wir uns nun auch konkret auf den Pro- 
zessbeginn vor. Für den nächsten Donners- 


Termine 


Do. 4.9.2008, Kaiserslautern, 20 Uhr, 
Technische Uni Kaiserslautern, Gebäu- 
de 44, Raum 380, Kaiserslautern 
Infoveranstaltung im Rahmen der Info- 
tour des Einstellungsbündnisses. Mit 
zwei Referenten aus Berlin. 

Fr. 5.9.2008, Karlsruhe, 20 Uhr, Plan- 
wirtschaft, Werderstrasse/Ecke Wil- 
helmstrasse, Karlsruhe-Südstadt. 
Infoveranstaltung im Rahmen der Info- 
tour des Einstellungsbündnisses. Mit 
zwei Referenten aus Berlin. (infos) 

So. 7.9.2008, Frankfurt (Main), 12 Uhr, 
Gewerkschaftshaus, Wilhelm- 
Leuschner-Straße 69-77, (fünf Minuten 
vom Hauptbahnhof) 

Großes Bündnistreffen zur Mobilisie- 
rung gegen die Feier „60 Jahre NATO* 
im Jahr 2009 in Straßburg/Kehl 

Sa. 20.9.2008, Berlin und Stuttgart 
Bundesweite Demonstrationen „Dem 
Frieden eine Chance, Truppen raus aus 
Afghanistan“ 

Geplant ist da auch ein Block zum Pro- 
zeß gegen Oliver, Florian und Axel 

So. 21.09.2008, Berlin, 19.00 Uhr, KA- 
TO 

Veranstaltungsreihe „TRAUMATISIE- 
RUNG UND WIDERSTAND“. 1. Auftakt- 
veranstaltung. Trauma - zwischen Wi- 
derstand und Ohnmacht. 
Traumatisierte haben oft ein starkes Ge- 
rechtigkeitsbedürfnis doch wohin da- 
mit? Wie können wir uns gegen die be- 
stehenden Verhältnisse wehren und da- 
bei sensibel mit seelischen Verletzungen 
umgehen? 

Mittwoch, den 24.9. 

Voraussichtlicher Prozeßbeginn gegen 
Oliver, Florian und Axel 


tag bereiten wir mit allen Berliner Anti-Re- 
pressions- und Soligruppen eine Demonstra- 
tion zu zwei Berliner Knästen vor, in denen 
zur Zeit Gefangene aus der Antifa und der 
Kurdischen Befreiungsbewegung sitzen. 
Auch im Namen dieses Bündnisses und des 
Kurdistan Soli-Komitees Berlin sprechen wir 
an diese Demonstration solidarische Grüße 
aus! Zum Prozessbeginn, vermutlich im 
Herbst, werden wirin Berlin eine bundesweite 
Soli-Demonstration mit Axel, Olli und Flori- 
an organisieren. Wir hoffen, dass wir auf eu- 
re Unterstützung zählen können und fordern 
euch auf uns bei der Mobilisierung zu unter- 
stützen! Sobald der Prozesstermin feststeht 
werden wir genauere Termine bekannt geben 
können. 

Infos und Aktuelles zum Prozess auf „ein- 
stellung.so36.net“ 

Freiheit für alle politischen Gefangenen! 
Weg mit den Terrorparagraphen 129 und A 
und B! Weg mit den Verboten von PKK und 
DHKP-C! Für eine Gesellschaft ohne Knäste 
und Zwangssysteme! 

Freiheit braucht keine Knäste! 


Ein Jahr nach G8-Razzien: 
Weiterer Informant 
enttarnt 


Aussagen tauchen in Ermittlungsakten auf 
Einstellung der Verfahren nach S129a ver- 
mutet 


Der einzige bisher benannte „Belastungszeu- 
ge“ der Ermittlungen nach 8129a, die in den 
Razzien gegen die Anti-G8-Bewegung am 9. 
Mai 2007 gipfelten, ist enttarnt. Damals hat- 
te die Bundesanwaltschaft rund 40 Objekte 
in Berlin, Brandenburg, Hamburg, Bremen, 
Schleswig-Holstein und Niedersachsen 
durchsuchen lassen. 900 Beamte beschla- 
gnahmten Computer, Unterlagen und er- 
zwangen Geruchsproben einiger Beschuldig- 
ter. Wohnungen wurden zuvor akustisch 
überwacht, Peilsender an Autos angebracht 
und umfangreiche Observationen per Video 
dokumentiert. 

Für die Ermittlungen hatte die Polizei die 
zwei größten Treffen des damaligen „dis- 
sent“-Netzwerkes in Berlin und Hamburg 
überwacht und jedes Handy der rund 250 
TeilnehmerInnen, das sich in der betreffen- 
den Funkzelle einbuchte, protokolliert. Be- 
reits 2006 war das Berliner Sozialforum von 
drei Informanten infiltriert, die unter ande- 
rem Einblick in die G8-Vorbereitungen er- 
langen wollten. Die Razzien galten dem im 
Frühjahr 2007 immer breiter werdenden An- 
ti-G8-Widerstand und wurden von allen 
Spektren als ein Versuch der Spaltung ver- 
standen. Allein in Berlin demonstrierten am 
gleichen Abend 5.000 Menschen. 

Der 74-jährige Peter A. aus Kiel, früher Of- 
fizier der Bundeswehr, wurde Mitglied der lo- 
kalen attac-Gruppe und tauchte seit 2006 bei 
Treffen bundesweiter G8-Bündnisse auf, dar- 
unter dem „Hannoveraner Koordinierungs- 
kreis“, dissent, Aktionsnetzwerk Globale 
Landwirtschaft etc. A. räumte ein, dass die in 
den Akten zitierten Aussagen von ihm stam- 
men, behauptet allerdings, „abgeschöpft“ 
worden zu sein. Die Recherche-Gruppe be- 
zweifelt diese Version. „Unser Eindruck ist 
dass Peter A. nirgendwo tiefere Einblicke er- 
halten hat“, schreibt die Gruppe in einem aus- 
führlichen Bericht. 

Dennoch wird er in den Ermittlungsakten 
als einziger Zeuge geführt. In 33 Aktenord- 
nern, welche die AnwältInnen der Beschul- 
digten einsehen können, wird von seiner 
„anonymisierten Zeugenvernehmung“ 
durch das Bundeskriminalamt berichtet. Die 
33 Ordner repräsentieren jedoch lediglich 
10% der verschriftlichten Akten, den Anwäl- 
tInnen wird der Zugang zu weiterem Mate- 
rial verweigert. 

Am 20. Dezember 2007 hob der Bundesge- 
richtshof (BGH) nach der Klage eines Betrof- 
fenen den Durchsuchungs- und Beschlagnah- 
mebeschluss nachträglich auf. Das BKA hätte 
die Ermittlungen nicht an sich ziehen und die 
Beschuldigten „nicht als terroristische Verei- 
nigung eingeordnet werden“ dürfen. 


Zuständig ist seitdem die Staatsanwalt- 
schaft Hamburg. Ermittelt wird nur noch 
nach 8129, der Vorwurfder Mitgliedschaft ei- 
ner terroristischen Vereinigung musste fal- 
lengelassen werden. 

Die Recherche-Gruppe geht davon aus, 
dass die Ermittlungen nach der Ausforschung 
eingestellt werden. 

Ohnehin führen nur 5% aller $129a-Ver- 
fahren zu Verurteilungen und dienen viel- 
mehr der Erweiterung der Überwachungs- 
kompetenzen von Verfolgungsbehörden. Die 
Beschuldigten vermuten, dass der Verfas- 
sungsschutz im Ermittlungsverfahren feder- 
führend ist und damit seine gesetzlichen 
Grenzen überschreitet. 

Andreas Christeleit, Sprecher der Bundes- 
anwaltschaft, am 9. Mai 2007 im ZDF-Heu- 
te-Journal: „Die heutigen Durchsuchungen 
sollten Aufschluss erbringen über die Struk- 
turen und die personelle Zusammensetzung 
von diesen Gruppierungen und dienten nicht 
in erster Linie zur Verhinderung von konkre- 
ten Anschlägen, dafür gab’s keine Anhalts- 
punkte“. 

Gipfelsoli Infogruppe, PM 1. August 2008 


Internationales Anti-Knast Wochenende in 
Kiel: 


NO PRISON! NO STATE! 


Am letzten Wochenende im September (vom 
26. bis 28.) wird in Kiel im Subkulturzentrum 
Alte Meierei ein internationales Anti-Knast 
Wochenende unter dem Motto NO PRISON! 
NO STATE! stattfinden. 

Das Thema Knast und die Schicksale von 
inhaftierten Menschen nehmen immer noch 
eine eher nur marginale Rolle in der deutsch- 
sprachigen Linken ein. Dies wollen wir än- 
dern und laden deswegen alle interessierten 
Personen und Zusammenhänge ein nach Kiel 
zu kommen und sich tiefergehend mit dem 
Thema auseinanderzusetzen und zu vernet- 
zen. 

Die Vorbereitungen für das Wochenende 
werden konkreter. Mobilisierungsflyer und - 
poster sind jetzt verfügbar und unter 
mail@abc-berlin.net zu bestellen, natürlich 
könnt ihr diese auch selber ausdrucken und 
verteilen - zu finden unter Kontakt + Mate- 
rial. Außerdem dort zu finden sind Webban- 
ner zum Verlinken auf euren Webpages. 

Unter der Rubrik Zeitplan gibt es eine Über- 
sicht über den Ablauf, weitere Infos u.a. zu 
den geplanten Vorträgen folgen. 

Schlafplätze werden in näherer Umgebung 
zur Alten Meierei vorhanden sein. Für Ver- 
pflegung wird auch gesorgt sein. 

Bitte meldet euch vorher bei uns, wenn ihr 
kommen wollt, damit wir die Schlafplätze 
und Verpflegung organisieren können. Es 
wird keine „Teilnahmegebühr“ oder sonsti- 
ges für das Wochenende geben, aber wir bit- 
ten euch für die Verpflegung u.ä. zu spenden 
- soweit es eure Möglichkeiten zulassen - 
Überschüsse fließen in die Unterstützung von 
Inhaftierten. 

Der vorläufige Zeitplan sieht wie folgt aus. 
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Gefängnishof Billwerder 


Freitag 
18.00 Uhr : Anreise 
19.00 Uhr : Eröffnungsplenum 
außerdem : VoKü / food 
20.00 bis 21.00 Uhr: Vorträge 
21.00 Uhr : Kino und Snacks 
Samstag 
10.00 Uhr: Frühstück 
11.00 Uhr: Eröffnungsplenum 
12.00 bis 16.00 Uhr : Vorträge 
17.00 Uhr: Kundgebung vor der JVA Kiel 
mit Vokü und Livemusik 
20.00 bis 22.00 Uhr: Vorträge und filme 
22.30 Uhr : Surprise ... 
23.30 Uhr : Disco Party in der Alten Meie- 
rei 
Sonntag 
11.00 Uhr: Frühstück 
12.00 Uhr : Abschluss-Plenum 


Demo von Knast zu Knast 


Soligruppe fordert Freilassung von Antifa 
und protestiert gegen Missstände in Ge- 
fängnissen 

Bald könnte er wieder frei sein. Doch der 
Termin zur Überprüfung, ob der Berliner 
Antifaschist Christian S. - wie gesetzlich 
möglich - nach Verbüßung von zwei Drit- 
teln seiner Haftstrafe freikommt, lässt auf 
sich warten. Anfang Juni habe sie die Prü- 
fung bei der Strafvollzugskammer bean- 
tragt, sagte S. Anwältin Maren Burkhardt 
gegenüber ND. Bislang sei aber noch nichts 
passiert. Christian S. verbüßte seit Juni 2007 
erst in der Justizvollzugsanstalt (JVA) Te- 
gel und derzeit in der JVA Plötzensee eine 
dreieinhalbjährige Haftstrafe. Am 1. Mai 
2004 hatte er beim Protest gegen einen Na- 
ziaufmarsch in Friedrichshain ein Auto als 
Barrikade angezündet. Dazu kommt ein Be- 
währungswiderruf aus einem älteren Ver- 
fahren. 

Nach Paragraf 57 Strafgesetzbuch kann 
der Rest einer Haftstrafe nach zwei Dritteln 
der Verbüßung zur Bewährung ausgesetzt 
werden - der Verurteilte also auf freien Fuß 
kommen. Bei Christian S. könnte das der 
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Fall sein, weil ihm nach einem Freispruch 
in einem anderen Verfahren elfMonate Un- 
tersuchungshaft auf die Gesamtstrafe an- 
gerechnet wurden. „Der Termin für die 
Zweidrittel-Prüfung wäre am dritten Au- 
gust gewesen“, sagt Anwältin Burkhardt. 
Normalerweise gebe es eine Stellungnah- 
me zum Gefangenen jeweils von der Haft- 
anstalt, der Staatsanwaltschaft und der Ver- 
teidigung, und danach entscheide das 
Landgericht über die Aussetzung der Haft. 
Warum bislang nichts passiert ist, wisse sie 
nicht. Weder sei ein Termin angesetzt noch 
lägen ihr die Stellungnahmen der anderen 
Stellen vor. 

„Die Aussetzung der Reststrafe zum 
Zweidrittel-Termin istin Berlin sehr selten“, 
sagte Rechtsanwalt Sönke Hilbrans. Das lä- 
ge zum einen an einer restriktiven Recht- 
sprechung und zum anderen daran, dass in 
den JVA häufig mehr Verwahrung als Er- 
ziehung oder Behandlung stattfinde. In an- 
deren Bundesländern sei das anders. „Wenn 
ein Berliner beispielsweise in Nordrhein- 
Westfalen ins Gefängnis muss, würde ich 
ihm raten, dort zu bleiben und nicht nach 
Berlin zu wechseln.“ Anders als in anderen 
Bundesländern gebe es in Berlin häufig kei- 
ne Orientierung auf eine frühe Entlassung, 
kritisierte der Anwalt. 

In einer Mitteilung der Soligruppe für 
Christian S., die den Antifa seit langem un- 
terstützt, war für gestern Abend eine Kund- 
gebung angekündigt. Um 18 Uhr trafen sich 
rund 60 Menschen vor der JVA Plötzensee 
und forderten in Redebeiträgen und 
Sprechchören die Freilassung von Christi- 
an S. Anschließend zogen sie mit einer De- 
monstration weiter zur JVA Moabit. 

Dort beteiligen sich mehrere Gefangene 
an einem einwöchigen bundesweiten Hun- 
gerstreik für bessere Haftbedingungen ... 


Den Artikel von Jörg Meyer entnahmen wir 
dem Neuen Deutschland, 05.08.2008. Von 
der Redaktion gekürzt. 


P.S, Am Mittwoch, den 10.9., endlich die 
2/3-Anhörung vor dem Landgericht Berlin! 


Stammheim-Prozess 


Zur Anhörung 

des Hauptbelastungs- 
zeugen der 
Geheimdienste 


Seit dem 28.7. findet im politischen Schau- 
prozess in Stuttgart-Stammheim gegen die 
nach den Anti-Terror-Paragraphen 129, 
129a und 129b angeklagten Mustafa Atalay, 
Ahmet Düzgün Yüksel, IIhan Demirtas, De- 
vrim Güler und Hasan Subasi die Anhörung 
des ehemaligen Doppelagenten Hüseyin Hi- 
ram statt. 

Die Angeklagten, die sich seit November 
2006 bzw. April 2007 in Haft befinden, wer- 
den beschuldigt, Mitglieder der in der BRD 
seit 1998 verbotenen und seit 2002 auf den 
US- und EU-Terrorlisten geführte Revolu- 
tionäre Volksbefreiungspartei-Front DHKP- 
C zu sein. 


Haft- und Prozessbedingungen sowie 

Gesundheitszustand der Gefangenen 

Die fünf Angeklagten, die sich seit ihren 
Verhaftungen im November 2006 bzw. 
April 2007 in Isolationshaft befinden, sind 
massivster Willkür und Schikanen seitens 
des Gerichtes ausgesetzt. So müssen die An- 
geklagten bei Unterbrechungen der Haupt- 
verhandlungen in den sich unter dem Ver- 
handlungssaal befindlichen Zellen Fußfes- 
seln tragen und sich nach jeder Zusam- 
menkunft mit den AnwältInnen entkleiden 
und durchsuchen lassen. Des Weiteren gab 
es die Androhung, Glaskästen im Gerichts- 
saal einzurichten, um die Angeklagten 
während des Prozesses voneinander zu iso- 
lieren und gleichzeitig den für die Verteidi- 
gung wichtigen Austausch zwischen An- 
geklagten und AnwältlInnen zu unterbin- 
den. Der Angeklagte IIhan Demirtas, der in 
dem Zeitraum vom Mai 2007 bis Juli die- 
sen Jahres von drei unabhängigen Ärzten 
untersucht und behandelt wurde, die ihm 
die Anzeichen einer Psychose oder zumin- 
dest eine starke psychische Erkrankung at- 
testierten, bekommt seitdem starke Neuro- 
leptika, deren Nebenwirkungen ihn stark 
belasten. So beklagte er sich über eine star- 
ke innere Unruhe, Zittern in den Extre- 
mitäten und permanente dauerhafte Deja- 
Vu-Erlebnisse. Auch äußerte er Selbst- 
mordgedanken. Trotz der Atteste wird ihm 
vom nur scheinbar neutralen Gutachter 
vorgeworfen, er würde seine Beschwerden 
simulieren, um eine Erleichterung der Haft- 
bedingungen erwirken zu können. Gegen 
ihn wurde von der Verteidigung ein Befan- 
genheitsantrag gestellt. Der gesundheitli- 
che Zustand des Angeklagten Mustafa 
Atalay, der am 15. November 2006 nach ei- 
ner Herz-OP aus einer Rehaklinik heraus 
verhaftet worden war, istimmer noch ernst, 
und er benötigt eine weitere Herzoperati- 


on, damit die in der Haftzeit verstopften 
Herzgefäße geöffnet werden können. Mo- 
mentan bekommt er zehn verschiedene Me- 
dikamente am Tag, die ihm die Verfolgung 
der Verhandlung zusätzlich erschweren. 


Kriminalisierung legaler Tätigkeiten 


Den Angeklagten werden hauptsächlich in 
der BRD vollkommen legale Aktivitäten wie 
das Sammeln von Geld oder das Organi- 
sieren von Veranstaltungen wie Konzerte 
oder Picknicks vorgeworfen. Ein von der 
Staatsanwaltschaft vorgelegtes Konstrukt, 
das die legale demokratische Arbeit in der 
BRD in Zusammenhang; mit einer verbote- 
nen Organisation stellt, ermöglicht dem 
Staatsapparat mittels des neuen 8129b die 
Kriminalisierung bisher vollkommen lega- 
ler Aktivitäten. Demnach dienten laut 
Staatsanwaltschaft Aktivitäten wie das 
Sammeln von Spendengeldern, das Orga- 
nisieren von Veranstaltungen, die Mit- 
gliedschaft in Vereinen oder der Besitz und 
die angebliche Verbreitung der legalen Pu- 
blikation Yürüyüs (wöchentliche Politzeit- 
schrift, diein der Türkei legal erscheint) dem 
Zweck, den bewaffneten Arm der DHKP-C 
in der Türkei zu unterstützen. Der einzige 
Anklagepunkt, der in der BRD strafbar wä- 
re, ist ein angeblicher Waffenschmugsgel, 
den nur der ehemalige Doppelagent Hü- 
seyin Hiram bezeugen könne. 


Berechtigte Zweifel an der Glaub- 
würdigkeit des Zeugen Hiram 
Der türkische Staatsbürger Hüseyin Hiram 
hat seit Frühsommer 2002 für den türki- 
schen MIT (Nationaler Nachrichtendienst) 
gearbeitet und wurde wegen dieser Ge- 
heimdiensttätigkeiten in Koblenz zu einer 
Bewährungsstrafe von zehn Monaten ver- 
urteilt. Von März bis September 2002 war 
Hüseyin Hiram dann auch für den Verfas- 
sungsschutz in Rheinland-Pfalz tätig. 
Nach dem angeblichen Waffenschmug- 
gel, den er für die DHKP-C im Jahr 2002 
durchgeführt haben soll, hat Hüseyin Hi- 
ram Aussagen gemacht, die die Angeklag- 
ten im Stammheimer Prozess belasten. Laut 
eines Gutachters soll Hüseyin Hiram aller- 
dings anschließend psychisch erkrankt 
sein, er sei nur beschränkt vernehmungs- 
fähig. Seine Glaubhaftigkeit wird selbst 
vom Gutachter teilweise bezweifelt. Hü- 
seyin Hiram leidet an Wahnvorstellungen 
und bekommt starke Medikamente zur Be- 
handlung von akuter oder chronischer 
Schizophrenie. Er nimmt insgesamt 20 bis 
30 Tabletten (vier verschiedene!) am Tag, 
welche konkret auch die Wirkung haben, 
seine Erinnerung zu gängeln, zu zügeln. 
Dies schlägt sich in all seinen Aussagen nie- 
der. So war er in der heutigen Verhandlung 
nicht in der Lage, eine zusammenhängen- 
de Erklärung abzugeben, er erinnerte 
selbstständig weder die angeblichen Tathe- 
rgänge noch seine diesbezüglich bereits 
getätigten Aussagen. Insgesamt redete er 
sehr wirr und widersprach sich in der lau- 
fenden Befragung durch den Senat mehr- 


fach. Generell redete er nie selbständig und 
reagierte nur auf die Fragen des Richters, 
die so gestellt waren, dass sie die Richtung 
und die Inhalte der Antworten bereits sug- 
gerierten. Dabei gibt sich das Gericht im- 
mense Mühe dabei, die Fragen so zu for- 
mulieren, dass Hiram nur noch ja oder nein 
zu sagen braucht. Hierbei erweckte Hiram 
den Eindruck, als würde er auf bestimmte 
Signalwörter vorgefertigte Antworten ge- 
ben. 

Auch hegt der Zeuge eine offensichtliche 
Abneigung gegenüber den Angeklagten. So 
beleidigte er die Angeklagten in Gegenwart 
seines Gutachters als Hurensöhne und sag- 
te, dass er dafür sorgen werde, dass die An- 
geklagten „lebenslang in den Knast ge- 
steckt würden“. Schon zu Beginn dieses Ver- 
handlungstages war der Zeuge sehr aufge- 
regt und pöbelte sowohl in die Richtung der 
Angeklagten als auch in den Zuschauer- 
raum. Bei der Aufnahme seiner Daten gab 
er als Beruf an, „Krieger“ zu sein, und ant- 
wortete auf die Frage des Vorsitzenden, ob 
er verwandt oder verschwägert mit einem 
der Angeklagten sei: „Nein, ich stehe in 
Feindschaft zu ihnen.“ 


Eine Marionette der Justiz 


Die Anhörung des Zeugen Hiram führte 
eindeutig vor Augen, dass die Justizfarce 
nicht abreißt, sondern trotz aller Lächer- 
lichkeiten fortgesetzt wird. Denn nach den 
Anhörungen der Zeugen vom BKA, die al- 
lesamt ebenfalls nichts Konkretes aussagen 
konnten, da sie nie selber ermittelt hatten 
und sich lediglich auf vorgefertigte Berich- 
te stützten, kann auch der einzige eigentli- 
che Zeuge Hiram, der Hauptbelastungszeu- 
ge des Verfahrens ist, nichts selbständig 
zum Prozess beitragen. Es ist bezeichnend, 
dass die Justiz offensichtlich wirklich alles 
tut, um diesen Präzedenzfall durchzupau- 
ken, und sei es, sich auf die Aussagen ei- 
nes mit Tabletten vollgepumpten, psy- 
chisch kranken, voreingenommenen und 
geistig wirren Menschen zu stützen. 

Es liegt offen auf der Hand, dass das Ge- 
richt diesen Prozess trotz aller Lächerlich- 
keiten unter Ausschluss der Öffentlichkeit 
fortsetzen und mit Verurteilungen beenden 
möchte. Das Wort „Recht“ hat in diesem 
politischen Prozess keine Geltung mehr, 
und die Geheimdienste können frei walten. 
Bezeichnend ist auch die Aussage des Ge- 
richtsvorsitzenden zum heutigen Prozess- 
tag: „Wir haben jetzt eine erste Phase ge- 
schaffen, damit der Zeuge zu einer voll- 
ständigen Aussage geführt werden kann.“ 
Allein dieser Satz, bei der die Betonung auf 
dem Wort „führen“ liegt, macht deutlich, 
dass der Zeuge Hiram durch das Gericht zur 
Schaffung des Präzedenzfalls instrumenta- 
lisiert wird. Damit schafft sich der Staat die 
rechtlichen Mittel zur Kriminalisierung von 
Widerstandsbewegungen auf der ganzen 
Welt, die gegen die bestehenden Ausbeu- 
tungs- und Unterdrückungsverhältnisse 
kämpfen. 


Widerstand ist kein Terrorismus!!! 


Dieser politische Prozess, der sich ganz klar 
im Rahmen des so genannten „Kampfes ge- 
gen den internationalen Terrorismus“ ab- 
spielt, muss von der Öffentlichkeit wahrge- 
nommen und von den fortschrittlichen 
Kräften dieses Landes hinterfragt werden. 
Diese Justizfarce, die die angebliche 
„Rechtsstaatlichkeit in der BRD“ offen vor 
Augen führt, wird im Falle einer Verurtei- 
lung weit reichende Konsequenzen für mi- 
grantische Organisationen und die interna- 
tionalistische Arbeit haben. Mit dem inter- 
national abgestimmten Angriff der kapita- 
listischen Welt, der sich auf allen erdenkli- 
chen Ebenen vollzieht und sich u.a. in Ar- 
mut, Kriegen, Anti-Terror-Gesetzen und - 
listen zeigt, soll der Widerstand gegen die 
bestehenden Verhältnisse präventiv bereits 
im Keim erstickt werden. Der aktuelle Pro- 
zess soll dem deutschen Staatsapparat da- 
zu dienen, mit dem 2002 eingeführten 
$129b, der die „Mitgliedschaft, Unterstüt- 
zung und Werbung für eine ausländische 
terroristische Vereinigung“ unter Strafe 
stellt, einen Präzedenzfall zu schaffen. 
Denn der aktuelle Prozess in Stuttgart- 
Stammheim ist der erste große $ 129b-Pro- 
zess gegen eine linke Organisation. Der 
$129b würde es dem deutschen Staatsap- 
parat ermöglichen, die Unterstützung der 
Kämpfe in anderen Teilen der Erde zu kri- 
minalisieren, egal ob es sich dabei um 
Kämpfe gegen Besatzungen oder Faschis- 
mus handelt. 

Als Komitee gegen 88129 erklären wir, 
dass wir weiterhin den Prozess begleiten, 
uns für die Abschaffung der S$129, 129a 
und 129b einsetzen und für die Freiheit der 
politischen Gefangenen kämpfen werden. 
Wir rufen ein weiteres Mal die fortschritt- 
lichen Kräfte dazu auf, die anstehenden 
Prozesstage in Stuttgart-Stammheim zu 
beobachten und sich gegen die undemo- 
kratischen Anti-Terror-Gesetze zu stellen. 
Weg mit SS129, 129a und 129b! 

Freiheit für Mustafa Atalay, Ahmet Düzgün 
Yüksel, IIhan Demirtas, Devrim Güler und 
Hasan Subasi! 

Freiheit für alle politischen Gefangenen! 
Komitee gegen $$129 

Initiative gegen $$129 und Repression 
www.no129.info 


P.S. 

- Zu Zeit macht das Gericht Sommerpause 
bis Mitte September. 

- Alle Angeklagten in Stammheim. Die zwei 
Gefangene aus dem Verfahren, die bisher 
in Tübingen und Schwäbisch Hall inhaf- 
tiert waren, wurden am 12.8. nach 
Stammheim verlegt. 

Adressen der Gefangenen aus dem Stamm- 

heim-Verfahren: 


A. Düzgün Yüksel 

JVA Stuttgart Stammheim 
Asperger Str. 60 

70439 Stuttgart 


Devrim Güler 

JVA Stuttgart Stammheim 
Asperger Str. 60 

70439 Stuttgart 


Hasan Subasi 

JVA Stuttgart Stammheim 
Asperger Str. 60 

70439 Stuttgart 


Ilhan Demirtas 

JVA Stuttgart Stammheim 
Asperger Str. 60 

70439 Stuttgart 


Mustafa Atalay 
JVA Stuttgart Stammheim 
Asperger Str. 60 
70439 Stuttgart 


Schweiz: Der Staatsschutz ist umtriebi- 
ger denn je 


Abhören, fichieren”, 
ermitteln 


Erklärung des Revolutionären Aufbaus 
Schweiz zu den jüngsten Umtrieben des 
Staatsschutzes. 


Mit einerso genannten Zwischenverfügung 
teilte die Schweizerische Bundesanwalt- 
schaft am 22. Juli 2007 einer Genossin des 
Revolutionären Aufbau - sie ist auch Mit- 
glied des internationalen Sekretariats der 
Roten Hilfe International RHI - mit, die bel- 
gische Staatsanwaltschaft habe bereits am 
26. November 2007 ein Rechtshilfegesuch 
an die Schweiz gestellt. Konkret verlangen 
die belgischen Staatsschutzbehörden, 
sämtliche bei der im Rahmen der interna- 
tional koordinierten Großrazzia vom 
12.2.07 beschlagnahmten Dokumente ein- 
zusehen und für die in Belgien geführten 
Strafverfahren zu nutzen. Um die in Belgi- 
en laufenden Ermittlungen nicht zu ge- 
fährden, verlangten die belgischen Behör- 
den die Nichtinformation der betroffenen 
Personen hier in der Schweiz. Diesem An- 
sinnen kamen die Schweizer KollegInnen 
in Bern selbstredend nach und öffneten den 
im Frühjahr 08 angereisten belgischen 
StaatsschützerIlnnen bereitwillig alle Dos- 
siers. Die belgischen Untersuchungsbeam- 
ten hinterließen eine lange Wunschliste von 
auszuliefernden Unterlagen. Mit der Zwi- 
schenverfügung vom 22. Juli entspricht die 
Bundesanwaltschaft den belgischen Wün- 
schen und will zahlreiche bei unserer Ge- 
nossin beschlagnahmte Unterlagen nach 
Belgien weiterleiten. 

Die Bundesanwaltschaft ihrerseits blieb 
nicht untätig und führte am 6. Mai 2008 in 
Zürich massive Hausdurchsuchungen bei 
der erwähnten Genossin und einem weite- 


10 


ren Genossen unserer Organisation durch. 
Über die wahren Gründe für diese großan- 
gelegte Polizeiaktion hielt sich die Bundes- 
anwaltschaft bedeckt. Mit der bundesan- 
waltschaftlichen Zwischenverfügung sind 
die letzten Zweifel beseitigt: Die Aktion 
fand in enger Zusammenarbeit mit den bel- 
gischen und italienischen Behörden statt. 
Am 5. Juni verhaftet die belgische Polizei 
die 4 GenossInnen, drei sind inzwischen 
wieder auf freiem Fuß. Der Vorwand für die 
Verhaftung: Die angebliche Unterstützung 
einer „terroristischen Vereinigung“, der ita- 
lienischen PC p-m. Bertrand Sassoye wird 
von der Staatsanwältin nach wie vorim Ge- 
fängnis festgehalten, obwohl der Haftrich- 
ter seine Freilassung für den 23. Juli ver- 
fügt hat. 


Freiheit für Bertrand Sassoye! 

Solidarität mit allen von der international 
koordinierten Staatsschutzaktion Betroffe- 
nen in Italien, Belgien und der Schweiz! 
Internationale Klassensolidarität aufbauen 
und verteidigen! 

Revolutionärer Aufbau Schweiz / 26. Juli 
2007 


* Fichen sind Karteikarten des schweizeri- 
schen Staatsschutzes. 


Bertrand Sassoye ist 
wieder frei! 


Am Dienstag, den 29.7., wurde Bertrand 
endlich nach über sieben Wochen als letz- 
ter Weggesperrter aus Belgien dank der 
zahlreichen Solidarität aus Belgien, aber 
auch aus Italien, Frankreich, Schweiz, Tür- 
kei und der BRD aus dem Knast frei- 
gekämpft! Er durfte niemandem seine be- 


vorstehende Entlassung mitteilen. Nicht 
einmal sein Anwalt wurde in Kenntnis ge- 
setzt. Weitere Solidaritätszeichen vor den 
Knasttoren sollten damit verhindert wer- 
den. 

Am Donnerstag, dem 5.6.08, fanden in 
Brüssel und Paris zehn Hausdurchsuchun- 
gen bei GenossInnen der Roten Hilfe Bel- 
gien (Sektion der RHI)/Angehörigen und 
FreundInnen der kommunistischen Gefan- 
genen, beim Komitee Solidarität/Freiheit 
und bei der Union junger fortschrittlicher 
AraberInnen statt. Fünf GenossInnen wur- 
den verhaftet. Die belgische Justiz wirft 
Bertrand und Pierre Carette, beide ehema- 
lige Militante der Stadtguerillagruppe 
Kämpfenden Kommunistischen Zellen CCC 
(Cellules Communistes Combattantes), vor, 
die Vorschriften der bedingten Entlassung 
verletzt zu haben. 

In den 80er Jahren machten die belgi- 
schen CCC durch militante Anschläge auf 
NATO- und US-amerikanische Einrichtun- 
gen sowie auf internationale und belgische 
Wirtschaftsunternehmen Schlagzeilen. Be- 
reits Mitte der 80er Jahre wurde die Grup- 
pe von der Polizei zerschlagen und ihre Mit- 
glieder zu langjährigen Haftstrafen verur- 
teilt. 

Bertrand, Mitglied des internationalen 
Sekretariates und der Internationalen Kom- 
mission zum Aufbau einer Roten Hilfe In- 
ternational, und den anderen von dem Re- 
pressionsschlag Betroffenen wird vorge- 
worfen, Kontakte zu italienischen Genos- 
sInnen gehabt zu haben, die am 12.2.07, im 
Verlaufe der konterrevolutionären Aktion 
„Iramonto“ verhaftet worden waren. Im 
Zuge dieser internationalen Repressionsak- 
tion wurden in Italien und in Zürich zahl- 
reiche Hausdurchsuchungen und Verhaf- 
tungen gegen kommunistische Militante, 
GewerkschafterInnen und StudentInnen 
vorgenommen. Vier der Verhafteten er- 
klärten sich sofort zugehörig zur politisch- 
militärischen kommunistischen Partei (PC 
p-m). 

Dieser neue Angriff der Bourgeoisie ge- 
gen GenossInnen zeigt klar auf, dass sich 
die Aggression gegen die Klassensolidarität 
mit politischen Gefangenen richtet. 

Es ist weder das erste noch wird es das 
letzte Mal sein, dass sich die Repression des 
Systems gegen militante Revolutionärln- 
nen, AntikapitalistInnen, Antiimperiali- 
stInnen und AntifaschistInnen richtet. 

Der Kampf gegen den Kapitalismus ist legi- 
tim und die Klassensolidarität ist darin eine 
Waffe! 

Solidarität ist unsere Waffe - nutzen wir sie! 
Internationale Klassensolidarität aufbauen 
und verteidigen! 

Schlagen wir ihre Angriffe politisch zurück! 
Netzwerk Freiheit für alle politischen Ge- 
fangenen 

www.political-prisoners.net 


P.S. Bertrand bedankte sich nach einer Frei- 
lassung auch für die viele Solidarität aus 
Deutschland. 


Folgeschäden. 


Weder die RAF noch die 17N existieren 
mehr. An den als ihren Mitgliedern Inhaf- 
tierten werden allerdings immer noch Ex- 
empel statuiert. 


Wer mit der Waffe in der Hand gegen Kapi- 
talismus und Ausbeutung kämpft, kann nur 
mit der Versicherung, in Zukunft jeden Wi- 
derspruch gegen das System zu unterlassen, 
auf die „Gnade“ der Herrschenden rechnen. 
So zumindest kann die Weigerung des deut- 
schen Staates verstanden werden, den seit 
mehr als 25 Jahren eingesperrten ehemaligen 
Aktivisten der RAF auch nur eine Minute vor 
Ablauf der Mindestverbüßungsdauer von 26 
Jahren Gefängnis zu entlassen. Die RAF gibt 
es seit 1998 nicht mehr, zur Freilassung auch 
der letzten beiden Gefangenen aus der RAF, 
Christian Klar und Birgit Hogefeld, konnte 
sich die BRD bis heute nicht durchringen. 

In Griechenland muss man nicht wirklich 
mit der Waffe in der Hand gekämpft haben, 
um die volle Härte des Staates zu spüren zu 
bekommen. Von den seit Sommer 2001 un- 
ter dem Vorwurf der Beteiligung an An- 
schlägen der griechischen Stadtguerillaorga- 
nisation 17N inhaftierten zehn Menschen 
(fünf weitere wurden nach absitzen ihrer 
Mindeststrafe bereits entlassen) haben sich 
nur Dimitris Koufodinas und Savvas Xiros 
zur Mitgliedschaft in der 17N bekannt. Die 
anderen wehren sich mittlerweile in dritter 
Instanz gegen ihre entsprechende Verurtei- 
lung. 

Obwohl es keine gesetzliche Grundlage 
dafür gibt, sind die Gefangenen aus dem 17N- 
Verfahren seit sieben Jahren in unterirdi- 
schen Kellerverliesen, unter Sonderhaftbe- 
dingungen und ohne jeden Kontakt zu an- 
deren Gefangenen eingesperrt. Anderen Ge- 
fangenen zustehende Rechte, wie ein paar Ta- 
ge Hafturlaub nach einer gewissen Mindest- 
zeit, wurden den „Politischen“ bisher unter 
Verweis auf die „besondere Schwere der ver- 
übten Straftaten“ verwehrt. 

Sogar die Gefahren irreversibler gesund- 
heitlicher Schäden werden ignoriert. Dem 
durch die vorzeitige Explosion einer Bombe 
und die nachfolgende „Behandlung“ in ei- 
nem Athener Krankenhaus schwer geschä- 
digten Savvas Xiros wird trotz zahlreicher 
Anträge jede Unterbrechung der Strafe zur 
Behandlung verwehrt. (Fußnote: Seine Er- 
fahrungen als Schwerverletzter auf der In- 
tensivstation, wo er unmittelbar nach seiner 
Ergreifung durch in- und ausländische Ver- 
hörspezialisten auseinandergenommen wur- 
de, hat Savvas Xiros in einem Buch verar- 
beitet, dass seit Dezember 2007 auch auf 
deutsch erhältlich ist: Savvas Xiros: Gu- 
ant?namo auf griechisch. Zeitgenössische 
Folter im Rechtsstaat. Übersetzt von Heike 
Schrader. Pahl-Rugenstein-Verlag, Bonn 
2007, 129 Seiten, 13,90 Euro) Im Gefängnis 
hat er bereits zwei Netzhautablösungen erlit- 
ten und droht durch die Haftbedingungen 


auch das wenige ihm noch verbleibende Au- 
genlicht vollständig zu verlieren. Um dieser 
Gefahr zu begegnen, hat Savvas Xiros Klage 
vor dem Europäischen Gerichtshof für Men- 
schenrechte erhoben. 

Sein älterer Bruder Christodoulos, bis vor 
seiner Verhaftung ein kerngesunder Mann, 
hat in den Kellerverliesen eine Allergie ent- 
wickelt, die ihn bereits mehrmals mit den 
Symptomen eines lebensgefährlichen aller- 
gischen Schocks ins Krankenhaus gebracht 
hat. Trotz hoher Dosierung von Antihistami- 
nika, Cortison und seit Kurzem auch norma- 
lerweise in der Krebsbehandlung eingesetz- 
ten Medikamenten klingt die sich durch ent- 
zündete Geschwüre am ganzen Körper 
äußernde Allergie nicht ab. Obwohl Ärzte be- 
stätigen, dass die Krankheit durch die son- 
nenlichtlose, unterirdische Haftumgebung 
ausgelöst wird, wurde ein Antrag des Gefan- 
genen auf Verlegung in einen anderen Zel- 
lentrakt abgelehnt. Christodoulos Xiros hat 
gegen die Ablehnung Widerspruch eingelegt 
und gleichzeitig beim Obersten Gerichtshof 
einen Antrag auf Strafaussetzung zur Be- 
handlung im Krankenhaus eingereicht. 

Vor Gericht hatte der sich zur Organisati- 
on bekennende Dimitris Koufodinas erklärt, 
die 17N gehören nunmehr der Vergangenheit 
an. Letztmalig trat die Organisation am 
8.6.2000 mit der Exekution des britischen Mi- 
litärattaches in Athen, Stephen Saunders, in 
Erscheinung. Es bleibt zu hoffen, dass nicht 
auch in Griechenland Jahrzehnte vergehen 
und Gefangene sterben müssen, bevor eine 
politische Lösung gefunden oder zumindest 
die menschlich und rechtstaatlich erforderli- 
che Behandlung inhaftierter vermeintlicher 
oder echter Systemgegner gewährleistet wird. 

Heike Schrader, Athen 


Aktion in Genua, 22. Juli: Brief an die 
Bürgermeisterin von Genua 


Wir sind alle Zeugen 
der Gewalt, nicht Opfer 


Wir sind hier, weil die Bürgermeisterin und 
die Stadt uns eine Gelegenheit geboten ha- 
ben, unsere Geschichte zu erzählen. Im Juli 
2001 waren wir unter den dreihunderttau- 
send Menschen, die nach Genua 
gekommen waren, um mit allen 
verfügbaren Mitteln gegen den G8 
Gipfel zu protestieren. Am Don- 
nerstag, den 19., am Freitag, den 
20. und am Samstag, den 21., sind 
wir aufder Straße gewesen, umuns 
der neoliberalen Globalisierung BE 
und der Herrschaft des Profits über # 
unsere Leben zu widersetzen. 27 

Ein großer Teil von uns hat sich SEE 
mit der Brutalität der Ordnungs- 
kräfte direkt auseinandergesetzt. *&% 
Alle, die in jenen Tagen in Genua 8 
waren, waren Vorzugsgegenstand 
der Aufmerksamkeit von Polizia 


und Carabinieri. In den Straßen wurden wir 
geschlagen und verhaftet. Wir wurden des 
versuchten Mordes, des Waffenbesitzes (un- 
ter Anderem auch des Besitzes von Kriegs- 
waffen) und der Bildung einer kriminellen 
Vereinigung beschuldigt. Wir wurden des 
Landes verwiesen und lange Zeit als gefähr- 
liche Agitierer bezeichnet. Die repressive Ak- 
tion der Polizeikräfte richtete sich gegen die 
gesamte Bewegung, nicht nur gegen einige 
von uns. Heute werden wir als Opfer emp- 
fangen; gleichzeitig werden wir aber wie Ter- 
roristen behandelt, was beispielsweise im ver- 
gangenen Dezember 25 von uns mit deren 
Verurteilung widerfahren ist. Wie die 25, sind 
wir alle Zeugen der Gewalt, nicht Opfer. Wir 
sind hierher gekommen, um Euch daran zu 
erinnern, dass wir ganz einfach politisch en- 
gagierte Personen sind, gegen ein System, das 
täglich unsere Leben verwüstet und plündert. 
Sie bitten uns, uns mit dieser Stadt zu ver- 
söhnen und das Kapitel abzuschließen. Seit 
dem Juli 2001 haben wir das Kapitel nie ab- 
schließen wollen. 

In diesen sieben Jahren sind wir zusammen 
gekommen, wir haben uns unterstützt, wir 
sind in Kontakt geblieben, wir haben uns in- 
formiert, einander liebgewonnen, uns in Ge- 
nua und im Ausland wieder gesehen. Nichts 
von unserer gemeinsamen Geschichte ver- 
dient es, als ein abgeschlossenes Kapitel ab- 
gelegt zu werden. Sie, Frau Bürgermeisterin, 
haben möglicherweise manches Kapitel, das 
Sie abschließen möchten, wir aber denken, 
dass unsere Zukunft durch die Würdigung 
und Annahme unserer gemeinsamen Ver- 
gangenheit und nicht durch deren Verfäl- 
schung und Vertuschung geschaffen wird. 

Von den Institutionen erwarten wir keine 
Entschuldigungen, wir wollen politische 
Antworten. Bisher haben wir keine bekom- 
men. Das gesamte italienische System trägt 
große Verantwortung. Es hat die Pflicht, po- 
litische Konsequenzen zu ziehen. 

Genua kann für uns keine „Stadt der Rech- 
te“ werden, so lange jene, die für die Ge- 
walttaten und die Folterungen verantwort- 
lich sind, weiterhin in leitenden Positionen 
verbleiben und befördert werden. Genua 
kann für uns keine „Stadt der Rechte“ wer- 
den, so lange der Wert von Schaufenstern 
höher sein wird, als der Wert von Men- 
schenleben. 
aus Gipfelsoli Newsletter 
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Zum junge Welt-Artikel (jW) 
vom 3./4.Mai „Der Coup der 
P2-Loge” von Gerd Feldbauer 


Erwiderung 


Da die LeserInnen aus der BRD sich mit den 
italienischen Verhältnissen nicht so gut 
auskennen, ist Feldbauers Artikel, der sich 
mit der Entführung des Präsidenten der 
Christdemokratischen Partei (DC) Aldo 
Moro durch die Roten Brigaden (BR) im 
März 1978 befasst, gelinde gesagt etwas 
verwirrend. 

Ein bisschen erinnert das alles an das 
Buch „Das RAF-Phantom“. Es war für uns 
leichter, das auseinander zu nehmen, da 
wir die Verhältnisse hier besser kennen. In 
diesem Buch wird unterstellt, die RAF ge- 
be es seit 1984 nicht mehr und ihre Exi- 
stenz bis 1998 sei nur eine Geisterarmee 
bzw. eine Geheimdienstgruppe. Eva Haule, 
ehemalige Gefangene aus der RAF, hat das 
im Gefangenen Info 330 vom 23.10.2007 
richtig gestellt. 

Die Entführungen von Moro wird von 
Feldbauer als vom „CIA gesteuert“ darge- 
stellt. bzw. andere Dienste hätten das Kom- 
mando der Roten Brigaden damals unter- 
wandert. Kurzum es wird behauptet, diese 
Entführung sei nicht allein das Werk dieser 
Militanten gewesen. 

Um Feldbauers Diffamierungen und 
Desinformationen zu entwirren, veröffent- 
lichen wir ein Interview mit Maurizio Fer- 
rai. Maurizio ist ein mailändischer Proleta- 
rier und hat in der Autoreifenfabrik Pirelli 
gearbeitet. Diese war damals eine sehr 
kämpferische und große Fabrik, die eine or- 
ganisierte Arbeiterschaft hatte. Er war Mit- 
glied der BR der ersten Stunde und ist schon 
1974 in den Knast gekommen. Er war 30 
Jahre lang politischer Gefangener und hat 
in dieser ganzen Zeit die Zusammenarbeit 
mit den Behörden verweigert. Er beteiligte 
sich an den Kämpfen der politischen Ge- 
fangenen aus den BR, was weitere Verur- 
teilungen zu Folge hatte. 

Kaum draußen, wurde er sofort wieder 
aktiv und engagierte sich in erster Linie im 
Kampf um die Haftbedingungen politischer 
Gefangener, beteiligt sich aber auch an den 
verschiedenen sozialen und politischen 
Klassenkämpfen draußen. 

Er lebt in Mailand im besetzten Zentrum 
Pannetteria Occupata. 


1. Warum und mit welchen Forderungen 
entführten die Roten Brigaden vor 30 Jah- 
ren Moro? 

In der „Frühjahrskampagne“, wie die Ro- 
ten Brigaden (BR) die gesamte Operation 
nannten, die vor 30 Jahren zur Entführung, 
zum Prozess und schließlich zur Exekution 
des Präsidenten der Christdemokratischen 
Partei (DC) führte, stellten die BR keine For- 
derungen, sondern setzten sich ein Ziel. Das 
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bestand darin zu beweisen, dass die revo- 
lutionäre Bewegung in Italien schon reif ge- 
nug war, um konkret die Auseinanderset- 
zung mit der feindlichen Klasse, der Bour- 
geoisie, den Knoten zur Eroberung der 
Macht, anzupacken. Die Parole, die dieses 
Ziel zusammenfasste, hieß „Den Angriffauf 
das Herz des Staates führen“, d.h. die In- 
itiative der gesamten Parteiorganisation 
(die BR ausgehend von ihren Strukturen, 
den Brigaden, in den realen Lebens- und 
Arbeitssituationen des Proletariats in den 
Fabriken, Schulen, Stadtteilen, Gefängnis- 
sen ...) gegen das herrschende Projekt der 
Bourgeoisie in einer bestimmten Phase zu 
führen. Im Frühjahr 1978 wie übrigens 
schon seit der Nachkriegszeit - genauer ge- 
sagt seit 1948 - wurde dieses Projekt von 
der DC durchgeführt, so dass man sie als 
Staatspartei in der Art der SED bezeichnen 


1969: Blutbad in der Mailänder Landwirtschaftsbank an 


ken, indem man die Regierungsebene für 
die Kommunistische Partei Italiens (PCI) 
und damit für die größte Gewerkschaft, die 
CGIL, öffnete. Eine historische Wende, die 
in klarem Gegensatz zu den vorherigen 
Jahrzehnten stand und erleichtert wurde 
durch den Weg, den die Partei nach dem 
Fall der Regierung der Unidad Popular in 
Chile im September 1973 einschlug. Dar- 
aus zog diese Partei nämlich den strategi- 
schen Schluss, den sie den „Historischen 
Kompromiss“ nannte, d.h. die völlige Auf- 
gabe jeder sozialistischen Hypothese, jegli- 
cher vom Kapital unabhängigen proletari- 
schen Initiative. 

In der DC war es der Gruppe um Moro ge- 
lungen, sich mit ihrem Projekt durchzuset- 
zen, die PCI in den Fabriken, den Schulen, 
der Stadtvierteln zu absorbieren und zu in- 
strumentalisieren, um die bewusstesten Tei- 
le der revolutionären Bewe- 
gung zu isolieren und zu kri- 
minalisieren, um dann jegli- 
cher revolutionären Hypothe- 
se den Todesstoß zu versetzen. 
Indem die „Frühjahrskampa- 
gne“ das Luftschloss der „na- 
/ tionalen Einheit“ in die Luft 
fliegen ließ, zeigte sie der re- 
volutionären Bewegung die 
dringende Notwendigkeit auf, 
a über die eigene Zukunft und 
ihre konkrete Praxis zu reflek- 
tieren: den Sturz der gegen- 
wärtigen bürgerlichen Gesell- 
schaft zugunsten der Schaf- 
fung der kommunistischen 
Gesellschaft. Von heute aus 
gesehen kann man sagen, dass 


der Piazza Fontana. Nach dem Massaker setzt eine regel- wir uns da übernommen hat- 


rechte Hetzjagd gegen Linke ein, in deren Zusammenhang 


ten. Wenn die Generationen 


der anarchistische Eisenbahner Pinelli aus dem 4. Stock von heute und morgen vor ei- 


des Polizeipräsidiums „stürzt" und stirbt. Die Urheber der 
Massaker sind bis heute unbehelligt, ihre Ziehsöhne sit- 


zen heute in der Regierung. 


konnte. Insbesondere war es in dieser Pha- 
se das Hauptziel der Bourgeoisie zu versu- 
chen, den Aufstieg der revolutionären Be- 
wegung mit politischen Mitteln aufzuhal- 
ten, da die militärischen Mittel (die Massa- 
ker an der Piazza Fontana in Mailand vom 
12. Dezember 1969 mit 16 Toten, dem der 
Piazza della Loggia in Brescia vom 28. Mai 
1974 mit acht Toten während einer Ge- 
werkschaftskundgebung und dem im Itali- 
cus-Express vom 4. August 1974 mit zwölf 
Toten; außerdem die Genossinnen und Ge- 
nossen, die direkt von Polizei und Carabi- 
nieri bei Demonstrationen umgebracht 
wurden) nur die gegenteilige Wirkung ge- 
habt hatten - die Entstehung von Organi- 
sationen der kommunistischen und anar- 
chistischen Stadtguerilla waren nur der evi- 
denteste Ausdruck. Das politische Projekt, 
das durchgesetzt werden sollte, bestand im 
Versuch, die bürgerliche Legalität und die 
Repräsentativität des Staates im Bewusst- 
sein und in der Praxis der Massen zu stär- 


ner revolutionären Phase ste- 
hen, die so zugespitzt ist wie 
damals 1978 in Italien, oder 
noch mehr, werden sie auf die- 
se Erfahrung zurückgreifen 
müssen, um daraus ihre Lehren zu ziehen. 
Damals wurde die Entscheidung, den An- 
griff auszulösen, für richtig gehalten, so wie 
die Genossen, die 1919-1920 die PCI ge- 
gründet hatten, es für richtig hielten, die 
Fabriken zu besetzen - worauf die Jahr- 
zehnte folgten, die wir kennen [der Musso- 
lini-Faschismus], oder wie man es im 
Deutschland von 1918-1919 für richtig 
hielt, den Aufstand von Berlin auszulösen 
USW. 


2. Sind noch Mitglieder des Kommandos, 
die Moro entführten, im Knast? 

Die Frage müsste eigentlich so gestellt 
werden: Wie viele der Personen, die im Zu- 
sammenhang; mit der Entführung, dem Pro- 
zess und der Tötung Moros angeklagt und 
verurteilt wurden, sind heute noch im 
Knast? 

Von den 32 vom Schwurgericht in Rom 
nach dem Prozess „Moro 1“ im Januar 1983 
zu lebenslänglich verurteilten Personen 


Massenbewegungen in Italien 1968/1970 


hat, abgesehen von den wenigen, die zu 
„Reumütigen“, also Verrätern wurden, die 
große Mehrheit noch mit dem Knast zu tun. 
(In den späteren Jahren gab es noch weite- 
re Prozesse „Moro 2“ bzw. „Moro 3“, an de- 
nen ein weiteres Dutzend Personen betei- 
ligt war.) 

Und zwar in dem Sinne, dass nach den 
gesetzlichen 16-21 Jahren Knast auf An- 
trag und nach dessen Genehmigung auch 
ein Lebenslänglicher in „Halbfreiheit“ ent- 
lassen werden kann, d.h. er kann tagsüber 
hinausgehen, um zu arbeiten, doch abends, 
jeden Abend, muss er wieder in den Knast 
zurückgehen. Der größte Teil dieser Genos- 
sinnen und Genossen führt seit zehn Jah- 
ren oder auch mehr ein solches Leben. 


3. Wir mussten in der jW nach dem“ RAF- 
Phantom“ wieder mal einen Aufguss der 
Geschichte von der Geheimdienst gesteuer- 
ten Guerilla lesen. Wodurch entstand das 
Gerücht, die Entführung von Aldo Moro sei 
vom Geheimdienst gesteuert worden? 

Im Versuch, mit der breit verwurzelten re- 
volutionären Bewegung fertig zu werden, 
die ihre Ursprünge in den Julitagen von 
1960 (Aufstandsbewegungen in Genua, 
Reggio Emilia und Palermo gegen eine DC- 
Koalitionsregierung mit den Faschisten) 
und natürlich im Jahr 1968, in den Arbei- 
terkämpfen von 1969-1973 hat, setzte der 
Staat vor allem Massaker und Spione ein, 
doch dies erwies sich immer als nicht aus- 
reichend und kontraproduktiv. Daher 
stammte die Idee der „nationalen Einheit“, 
des Einsatzes des politisch-ideologischen 
und physischen Apparates der PCI und der 
CGIL (kommunistischer Gewerkschafts- 
bund), die zur konterrevolutionären Intel- 
ligenz umgedreht wurden, in den Fabriken, 
Stadtteilen, Schulen, des gesellschaftlichen 
Lebens insgesamt. Diese Apparate machten 
sich Mitte der siebziger Jahre aus den hier 
nur kurz angedeuteten historischen Grün- 
den bereit, „die Furt zu durchqueren“, wie 
der heutige Staatspräsident Giorgio Napo- 
litano, der damals in der Führung der PCI 
saß, eines seiner Bücher nannte. Sie mach- 
ten sich bereit, ins bürgerliche Lager über- 
zuwechseln, und versuchten diesen Schritt 
zu gehen, ohne einen Funken der Achtung 
zu verlieren, den sie noch bei den arbei- 
tenden Massen hatten - wäre dies nämlich 
geschehen, so hätten sie die für die Bour- 
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geoisie und für sie selbst so notwendige 
Funktion nicht mehr ausüben können. Ein- 
zelne Arbeiter vor den Fabriktoren aufzu- 
hetzen, die Betriebsversammlungen gegen 
die „Extremisten“ zu steuern, indem man 
siein den schlimmsten Farben malt, war für 
diese nun bald verstaatlichten Funktionä- 
re zur Verpflichtung geworden, in enger 
Abstimmung mit Carabinieri, Polizei, 
Staatsanwaltschaft, Richtern, kurz mit den 
Geheimdiensten, mit dem Staat. Sie kamen 
so unweigerlich in die Situation, das eige- 
ne Wahlvolk aufzufordern, diese „Auto- 
ritäten“ zu wählen und ihnen die Sitze im 
Parlament und im Senat zu verschaffen, 
und nicht den Arbeiterinnen und Arbeitern. 


4. Gab es jemals Ansatzpunkte, die diese 
These belegt hätten, bzw. was sagt ihr zu 
den „Beweisen“ in Feldbauers Artikel. Zum 
Beispiel zum Ablauf der Aktion selbst. So 
wie auch im deutschen RAF-Phantom wur- 
den bestimmte Operationen der jeweiligen 
Stadtguerilla nicht „zugetraut“ (Benutzung 
von angeblicher Gladio-Spezialmunition, 
Operation in eigentlich überwachtem 
Gelände). 

Feldbauer muss offenbar Bücher oder da- 
malige Zeitungsberichte gelesen haben, in 
denen die „Operation Moro“ nicht den 
„Rotbrigadisten“ zugeschrieben wurde, 
sondern einem Kommando der RAF, das 
von den „unfähigen“ Roten Brigaden zu 
Hilfe gerufen worden sein soll, da Italien 
solche Leute ja nicht hervorbringt. Auf die- 
se Weise wurde allerdings der Internatio- 
nalismus überhöht ... und so beißt sich die 
Katze in den Schwanz. Natürlich hat das al- 
les nichts mit der Realität zu tun, angefan- 
gen bei den Kontakten zwischen RAF und 
BR, die damals noch gar nicht bestanden. 
Das sind alles Spekulationen, um einen 
Feind auszutreiben, der aber in Wirklich- 
keit in den Kämpfen in Italien entsteht und 
sich reproduziert, der gelernt hat, Opera- 
tionen, Kampagnen der Stadtguerilla sich 
auszudenken, zu planen und durchzu- 
führen. Jedes Mal, wenn ein Arbeiter ver- 
haftet wurde, ein Arbeiter, der Mitglied der 
BR oder anderer bewaffneter Gruppen war, 
ging sofort die Diffamierung, die Verleum- 
dung los, und zwar organisiert von der CGIL 
und der PCI. Die Biografien wurden ver- 
dreht, bis sie unglaubwürdig, lächerlich 
wurden, aber sofort von denen zurückge- 


wiesen, für die sie bestimmt waren, näm- 
lich von den Menschen, die Schulter an 
Schulter mit den Verhafteten gearbeitet 
hatten, die sie unterstützten, so gut sie 
konnten, auch in den Hochsicherheitsge- 
fängnissen. 


5. Wie seht ihr die politische Begründung 
‚für seine Behauptung, dass die P2-Loge und 
Teile des Geheimdiensts ein reaktionäres, 
oder gar faschistisch orientiertes Interesse 
an der Liquidierung Aldo Moros gehabt hät- 
ten. 

Das ist eine oberflächliche Behauptung, 
die er genau so aus diesen Büchern über- 
nommen hat, so wie wenn ich jetzt ein Buch 
über das „RAF-Phantom“ schreiben wür- 
de, dann würde ich ja eine offensichtlich 
lächerliche Fälschung begehen. Die italie- 
nischen Geheimdienste haben immer die 
Faschisten für die Zwecke des Staates be- 
nutzt, die von der Partei bestimmt wurden, 
die über 40 Jahre lang die entscheidende 
Macht über die Gewaltapparate des Staates 
in den Händen hielt. Es würde genügen, die 
Biographie von jemandem wie Guido Gi- 
annettini zu betrachten, eines Agenten des 
SID [militärischer Geheimdienst], der in 
Verbindung zu bekannten Personen der ita- 
lienischen Faschisten wie Rauti, Freda und 
Ventura stand, um eine historisch zuver- 
lässige Dokumentation zu liefern. Feldbau- 
er hat also geschrieben und dabei bewusst 
oder unbewusst angenommen, dass nach 
30 Jahren in Deutschland vielleicht höch- 
stens noch einige Genossinnen und Genos- 
sen, ein paar Professoren, ein paar Spezia- 
listen oder die Alten aus der Spiegel-Reak- 
tion noch etwas über das Massaker an der 
Piazza Fontana und die „Operation Moro“ 
wissen. 


6. Der aus der DDR stammende Feldbauer 
ist ein Vertreter des Revisionismus. Er fand 
den „historischen Kompromiss“ zwischen 
Christdemokraten und PCI zum Beispiel 
richtig. Ist das eine Erklärung für seine Dif- 
Jamierungen? 

Ich weiß nicht. Man müsste wissen, aus 
welcher Generation er stammt, auch um zu 
begreifen, warum er so argumentiert. Zu- 
erst muss gesagt werden, dass weder der 
„historische Kompromiss“ noch die Partei, 
die ihn vorantrieb, das Projekt, der Feind 
waren, gegen den die BR gekämpft haben. 
Als solche waren jene nur Teil eines um- 
fassenderen Projekts zur Zerschlagung der 
revolutionären Stärke des Proletariats in 
Italien, ein Projekt, zu dessen intelligente- 
sten Architekten Moro gehörte. Natürlich 
ist mit dem Angriff das ganze Luftschloss 
ins Wanken geraten. Der „historische Kom- 
promiss“ hinkte auf allen Seiten, die Bour- 
geoisie nutzte ihn so gut es ging aus und 
warf ihn dann auf den Müll. Das geschah 
aber erst einige Jahre später, in der Direk- 
tion der FIAT Mirafiori in Turin im Sep- 
tember/Oktober 1980. In dieser heiklen 
Phase des Klassenkampfs setzte der Staat 
wieder einmal ein Massaker ein: Am 4. Au- 
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gust ließ er im Wartesaal des Bahnhofs von 
Bologna eine Bombe explodieren, es gab 85 
Tote. In den Monaten davor hatte der Staat 
den BR harte Schläge versetzt, so dass er 
wusste, dass sie nicht mehr in der Lage wa- 
ren, mit so großer Intelligenz wie sonst in 
den Kampf der Arbeiterklasse bei FIAT ein- 
zugreifen. Die PCI hütete sich, außer allge- 
meinen Erklärungen und unmittelbarer Un- 
terstützung, den Kampf auszuweiten, und 
die CGIL unterschrieb gegen die Arbeiter, 
aber zusammen mit anderen Gewerk- 
schaftsverbänden das FIAT-Dokument, in 
dem die ersten Massenentlassungen bei FI- 
AT seit 1950 vorbereitet wurden, d.h. die 
Kurzarbeit zu Null Stunden für 24.000 Ar- 
beiter. Vor den Fabriktoren der FIAT starb 
vor den Augen der Arbeiter, die fassungs- 
los und voller Wut und Ohnmacht die 
„Unita“ [Tageszeitung der PCI] verbrann- 
ten, auch der „historische Kompromiss“. 

Nach dem, was Feldbauer schreibt, muss 
er die Bücher von Sergio Flamini und von 
Gianni Cipriani gelesen haben, beides Jour- 
nalisten und Intellektuelle, die aus der PCI 
kommen, aber nicht mehr die soziale Basis, 
die politische Motivation und den Partei- 
apparat auf ihrer Seite haben. Sie schreiben 
hauptsächlich für Cliquen von Polizisten, 
Richtern usw., mit der Unterstützung eini- 
ger Verräter, Buch um Buch über die jüng- 
ste Entdeckung einer angeblichen „engen 
Verbindung“ zwischen BR und Gladio, wo- 
bei doch von all dem, von dem sie gerne 
möchten, dass es existiert haben soll, doch 
überhaupt nichts existiert hat. Diese Bücher 
können heute bei den jungen Generationen 
vielleicht Verwirrung stiften, aber auch 
nicht mehr sehr viel. Letztendlich spricht 
die Praxis der BR, die Biografien der Ge- 
nossinnen und Genossen, die ihre Intelli- 
genz und ihr Leben in dieser kollektiven 
Praxis eingesetzt haben, wesentlich mehr. 
Diese Schreiberlinge im Dienst des Staates 
stimmen sich heute sogar mit den Regie- 
rungen ab, wie man Einwanderer jagt oder 
in den Krieg zieht. 


7. Gibt es Italien auch so eine ähnliche Ge- 
schichtsschreibung wie die von Feldbauer? 
Ja, teilweise wird sie von Feldbauer zi- 
tiert, aber vor allem, wie ich glaube, hat er 
sie in unkritischer Weise gelesen und gibt 
sie verkürzt und übereilt wieder, ohne je- 
mals die Genossinnen und 
Genossen in Fleisch und IR 
Blut zu erwähnen, die x Gm 
außer bei ihrer Verhaftung 
und an den lange Tagen 
der Folter nie einen Ge- 
heimdienstagenten zu Ge- 
sicht bekommen haben. 
Ihn interessiert das alles 
nicht. Auch er, wie seines- 
gleichen in Italien, geht 
von einer These aus, für 
deren Darlegung man die 
wirkliche Geschichte 
schon radikal manipulie- 
ren muss. Zusammen mit 
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anderen wollen sie die jungen Generatio- 
nen davon abhalten, eine revolutionäre 
Praxis zu beginnen, müssen dafür aber die 
Geschichte derer verdrehen, die diese revo- 
lutionäre Praxis versucht haben, und sie so 
umschreiben, dass sie Hinz das zuschrei- 
ben, was Kunz gemacht hat und z.B. den 
BR das Massaker vom 12. Dezember 1969 
in die Schuhe schieben. So tragen sie dazu 
bei, dass das Proletariat geschwächt und 
auch weiterhin ausgebeutet und unter- 
drückt wird, indem sie seine Geschichte ne- 
gieren, seine Orientierungskraft und seine 
Fähigkeit zu agieren, zu denken und den 
Horizont der Gesellschaft zu verändern. In 
diesem Sinne tragen sie eine große Verant- 
wortung gegenüber dem Proletariat der 
ganzen Welt. 

Mailand, 2. August 2008 

Das Interview führte Wolfgang 


Zwei Kurzmeldungen aus 
italienischen Knästen 


Zum einen geht es darum, dass 310 Gefan- 
gene in Italien von der Regierung die Um- 
wandlung ihrer lebenslangen Freiheitsstra- 
fe in ein Todesurteil gefordert haben. Sie 
schreiben, dass sich sieben von den 310 
schon umgebracht haben. Wörtlich heißt es 
dann: „Wenn wir alle einzeln gehen, ma- 
chen wir keinen Lärm. Warum einigen wir 
uns nicht auf einen Termin und gehen ge- 
meinsam“. Sie sagen ja auch, dass ähnlich 
wie bei uns früher Lebenslängliche noch ei- 
ne gewisse Perspektive hatten, die in den 
letzten Jahren verloren gegangen ist. 

Am 1. Dezember starten die 300 Gefan- 
genen deshalb einen unbefristeten Hun- 
gerstreik. Ziel ist es, dass das EU-Parlament 
die Abschaffung der lebenslangen Frei- 
heitsstrafe beschließen soll. 

Der andere Text bezieht sich auf eine 
zweitägige Revolte in einem italienischen 
Knast (überwiegend ein Abschiebeknast). 
Ausgangspunkt war die Rationierung des 
Trinkwassers. Daraufhin flogen die Essge- 
schirre durch die geschlossenen Fenster- 
scheiben und es brannte wohl auch etwas. 
Daraufhin stürmten die Polizei und das Mi- 
litär das Gefängnis. Neben dem üblichen 
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rauen Umgang mit den Inhaftierten, wur- 
den auch sechs Menschen verschleppt. Nie- 
mand weiß, wohin. 


Erneute Rechtsbeugung 
gegen Mumia Abu-Jamal 


Dem in den USA seit über 26 Jahren in- 
haftierten politischen Gefangenen Mumia 
Abu-Jamal ist erneut ein juristisches Recht 
verweigert worden. Gestern lehnte das 3. 
Bundesberufungsgericht der USA in Phi- 
ladephia seinen Antrag auf eine „en 
banc“-Entscheidung ab. 

Dieser ungewöhnlich raschen Entschei- 
dung war ein Antrag von Mumias Vertei- 
digung vom 27. Juni 08 vorausgegangen. 
Mumias Verteidigung versuchte darin, die 
Ablehnung eines neuen Verfahrens für 
Mumia umzudrehen bzw. weitere juristisch 
begründete Ablehnungen zu bekommen. 

Mumias Verfahren von 1982 war stark 
von Manipulationen und Rechtsbrüchen 
gekennzeichnet. U.a. wurde seine Jury ras- 
sistisch gesiebt, d.h. Schwarze wurden sy- 
stematisch ausgeschlossen. Nach in den 
USA geltendem Recht erfordert allein die- 
se Tatsache ein komplett neues Verfahren. 
Erst im März diesen Jahres war es dem To- 
deszellen Insassen Alan Snyder gewährt 
worden. 

In Mumias Antrag vor dem 3. Bundes- 
berufungsgericht erkannten die drei an der 
Entscheidung beteiligten Richter zwar, 
dass hier ein möglicher „Batson Claim“ 
vorliegt. Aber zwei der drei Richter änder- 
ten eigenhändig die Regeln, indem sie neue 
Hürden für ein daraus resultierendes neu- 
es Verfahren forderten. Diese Tatsache 
wurde von dem unterlegenen dritten Rich- 
ter genau so kommentiert. Richter Ambro 
sagte in seiner Zustimmung für ein neues 
Verfahren für Mumia: „... es ist in so ei- 
nem Fall bisher immer Praxis dieses Ge- 
richtes gewesen, ein neues Verfahren an- 
zuordnen.“ Zumal ja das Präzedenzurteil 
von Batson von 1986 dies auch einwand- 
frei erfordert. 

Mumias Anwalt sagte in einem heute 
veröffentlichten „legal update“, dass hier 
eindeutig Rassismus am Werke sei. 

Mumia ist ein politischer Gefangener, 
dem nie ein Verbrechen bewiesen worden 
ist. 1982 war er ein Opfer der gesell- 
schaftlichen Umstände von vorherrschen- 
de Rassismus und Klassenjustiz. Seine po- 
litische Einstellung war der Grund, warum 
die Staatsanwaltschaft damals die Todes- 
strafe gegen ihn forderte. 

Auch 2008 scheint selbst auf föderaler 
Ebene kein Gericht daran interessiert zu 
sein, Mumia Gerechtigkeit widerfahren zu 
lassen. Die Gefahr, dass Mumia nie mehr 
freikommen und vielleicht sogar noch hin- 
gerichtet wird, ist mit dieser Entscheidung 
weiter gewachsen. 

Es wird laut Einschätzungen des Berli- 
ner Mumia-Bündnis „jetzt verstärkt dar- 


aufankommen, weltweit den Druck auf die 
politisch Verantwortlichen zu erhöhen, um 
Mumia nach beinahe 27 Jahren Knast end- 
lich zu befreien“, sagte ein Sprecher. 
http://www.mumia-hoerbuch.de 


Chile 
Mapuche-Gefangener 
im unbefristeten 
Hungerstreik 


Haftschikanen 


Vor Kurzem verlegte die Gendarmerie des 
Gefängnisses von Angol neun wegen Ver- 
gewaltigung und Sexualdelikten verurteil- 
te Häftlinge in die Zelle von Jose Huen- 
chunao. Überdies wurden ihm sämtliche 
Garantien, die während verschiedener Hun- 
gerstreiks erreicht worden sind, gestrichen. 
So wurde etwa sein täglicher Einschluss 
wieder auf 14 Stunden heraufgesetzt. Ob- 
wohl Huenchunao unter Gastritis leidet, 
wird ihm untersagt, sich sein Essen selbst 
zuzubereiten und dazu die für seine Diät 
notwendigen Lebensmittel wie geröstetes 
Mehl und Weizenbrei, typische Elemente 
der Mapuche-Küche, zu verwenden. 


Mordabsichten 


Parallel zu Beginn seines Hungerstreiks 
veröffentlichten die Mapuchegemeinden 
von Huentelolen, Antiquina, Pascual Cona, 
Caupolican, Nicolas Calbullanca, El Malo 
und Tirua Sur eine öffentliche Erklärung 
zur Unterstützung Huenchunaos, unter- 
zeichnet mit „Mapuchegemeinden des Lleu 
Lleu-Gebiets im Konflikt“, das von dem Ma- 
puchenetz Pulchetun der Journalistin 
Sepülveda Ruiz zugänglich gemacht wor- 
den war. (Die betreffenden Gemeinden le- 
ben in den Uferzonen des Lleu Lleu-Sees, 
die von transnationalen Minenfirmen aus- 
gebeutet werden). Darin wurde dem chile- 
nischen Staat vorgeworfen, Teil und Kom- 
plize eines möglichen Anschlags aufdas Le- 
ben Jose Huenchunas zu sein, so wie im Fall 
von Julio Huentecura, der im September 
2004 im Gefängnis von Santiago ermordet 
worden war. Damals war - stereotyp - be- 
hauptet worden, eshabesich um einen Kon- 
flikt unter Häftlingen gehandelt. 


Politische Gefangene 


Jose Huenchunao Marinan ist 37 Jahre alt, 
stammt aus der Gemeinde El Malo und war 
„Bürgermeister“/Werken der Gemeinden 
im Konflikt des Lleu Lleu-Gebiets. Im Au- 
gust 2004 war er wegen angeblicher „ter- 
roristischer Brandstiftung“ auf dem Areal 
Poluco Podenco des Holzunternehmens Mi- 
ninco zu 10 Jahren Gefängnis verurteilt 
worden. Daraufhin lebte er drei Jahre im 
Untergrund, bis er im März 2007 verhaftet 
wurde. 

Jose Huenchunao Marinan ist einer der 


19 männlichen und weiblichen Mapuche- 
Gefangenen, die auf verschiedene chileni- 
sche Gefängnisse in Angol, Victoria, EI 
Manzano, Arauco, Lebu, Lautaro, Ranca- 
gua, Los Angeles und auf die Männer- und 
Frauentrakte in Temuco verteilt sind. Die- 
se 19 sind ein Teil der insgesamt 55 Fälle 
von politischer Haft, Sicherheitsgewahrsam 
und/oder unmenschlicher, grausamer und 
erniedrigender Behandlung gegen die Mit- 
glieder der Mapuchegmeinden, die erst vor 
Kurzem Präsidentin Bachelet zur Last ge- 
legt worden sind, da sie unter ihrer Regie- 
rung vollzogen werden. 


Hungerstreiks 


Die aufgrund des Anti-Terrorismusgesetz- 
tes von Diktator Pinochet verurteilten Ma- 
puche-Gefangenen sind gegen die repres- 
siven Gefängnismethoden in Angol immer 
wieder in Hungerstreiks getreten ... Der er- 
ste wurde im März 2006 begonnen und dau- 
erte 73 Tage. Im Oktober 2007 befand sich 
die Nicht-Mapuche-Aktivistin Patricia 
Troncoso Robles (la Chepa) nach mehr als 
100 Tagen Nahrungsverweigerung an der 
Schwelle zum Tod. Letztlich war es ihr ge- 
lungen, einen Teil ihrer Forderungen und 
damit Hafterleichterungen für sich und die 
übrigen Gefangenen durchzusetzen. Auch 
Jose Huenchunao hatte an den Mobilisie- 
rungen im November und Dezember teil- 
genommen. 

Die Rechte, die mit diesen Kämpfen er- 
zielt wurden, sind ein menschenwürdige 
Raum der Inhaftierung; Besuche im jewei- 
ligen Trakt und nicht in den Räumen, die 
für nicht-politische Gefangene vorgesehen 
sind; eine Ausweitung der Besuche auf je- 
den zweiten Samstag eines Monats; die Er- 
laubnis, von ihren Angehörigen Nahrungs- 
mittel erhalten zu können, die zur Kultur 
der Mapuche gehören, sowie eine Behand- 
lung, die ihrer politischen Würde ent- 
spricht, anstatt der Behandlung Kriminel- 
ler. 

Die Mapuche klagen in ihrer Solidarität- 
serklärung mit Jose Huenchunao Marinan 
zudem die fortbestehende und permanente 
Schikanierung auch der Gemeinden von 
Arauko an, da dort ihre politischen Gefan- 
genen, wie Avelino Mefaco und Pedro 
Lepicheo im Gefängnis von Lebu, gleich- 
falls unter schlimmen Haftbedingungen 
leiden. Auch gegen Avelino Menaco, der 
am 26. Dezember 2007 verhaftet worden 
war, läuft eine Anklage wegen Brandstif- 
tung, diesich aufanonyme Aussagen stützt. 
Menaco hatte jedoch ein Alibi und war 
zunächst freigelassen worden. Trotzdem 
widerrief das Gericht (Corte de Apelaciones 
de Concepciön ) den Freispruch. Da er der 
Überzeugung war, dass es keine Garantien 
für einen fairen Prozess gab, entschied 
Menaco, dem Gericht fernzubleiben und 
wurde erneut festgenommen. 

Pedro Lepicheo Machacan aus der Ge- 
meinde Juan Ignacio Catrileo Marinao Uno, 
im Bezirk von Huentelolen, Canete, wird 
vorgeworfen, bei einer Solidaritätsdemon- 


stration mit Patricia Troncoso während ih- 
res Hungerstreiks und den politischen Ma- 
puche-Gefangnenen, das Auto des Journa- 
listen Daniel Roa in Brand gesteckt zu ha- 
ben. 


Appell an die Solidarität 


Die Erklärung der Mapuche-Gemeinden 
von Lleu Lleu im Konflikt ruft Organisatio- 
nen, Kollektive, Gruppen und die Zivilge- 
sellschaft dazu auf, die - gefährliche - Si- 
tuation, in der sich Jose Huenchunao Ma- 
rinan gegenwärtig im Gefängnis von Angol 
befindet, aufmerksam zu beobachten, der 
klaren Kriminalisierung und Verweigerung 
bereits erreichter Rechte entgegenzuwirken 
und korrekte Haftbedingungen für Huen- 
chunao zu fordern. Angesichts des bedroh- 
lichen Gesundheitszustands machte der Ge- 
fängnisdirektor Diter Villarroel Montecinos 
Huenchunao inzwischen das Angebot, in 
das Zentrum für Studien- und Arbeitszen- 
trum (C.E.T.) verlegt zu werden. Dieses An- 
gebot besteht jedoch bislang aussschließ- 
lich aus der Aussicht auf eine Zusammen- 
kunft mit dem technischen Rat. 
Deutschsprachige Seiten: 
http://www.mapuche- 
nation.org/deutsch/titelseite.htm 
http://de.mapuches.org/ 
http://www.lateinamerikanachrichten.de/? 
/artikel/913.html 


„Wenn Oury gewusst 
hätte, wie dieser 
Rechtsstaat hier 
funktioniert ..." 


Ein Interview mit Mouctar Bah, Grün- 
der der Initiative und Vertreter der Fa- 
milie Jallohs in Deutschland 


Vorab: 
... Freispruch für Mouctar Bah... Vorwurf 
der Beleidigung unhaltbar ... 

Mouctar Bah, Mitbegründer der Initiati- 
ve Oury Jalloh, sollte sich heute vor dem 
Amtsgericht Dessau, wegen „Beleidigung“ 
verantworten. Ihm wurde vorgeworfen, 
vier Polizeibeamten als „Niggerkiller“ be- 
zeichnet zu haben. Im Laufe der Verhand- 
lung stellte sich raus, dass die Zeugenaus- 
sagen der Beamten dann wohl doch recht 
unprofessionell abgesprochen waren und 
dass die Identifizierung von Mouctar Bah, 
an Hand der Kleidung (rotes kariertes 
Hemd) offensichtlich nicht ausreichte. Be- 
sonders auffallend war innerhalb der 
Schlussbemerkung des Richters, dass er da- 
von ausging, dass der Begriff des „Nigger- 
killers“ sich auch auf einen der Beschul- 
digten zum Tode Oury Jallohs beziehen 
könne. (...) Anwälte, Richter und Staatsan- 
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wältin waren sich einig, dass Mouctar Bah 
freigesprochen wird. 


Es sind nun 43 Monate seit dem Mord an 
Oury Jalloh und mehr als 16 Monate, nach- 
dem die Verhandlung gegen zwei Polizisten 
geöffnet worden ist. Wie fühlst Du Dich 
nach so einem langen Kampf gegen kollek- 
tiven Vertuschung und systematischer Lü- 
gerei? 

Ich fühle mich dabei ganz, ganz schlecht. 
Ich finde es unmöglich, wie im Gerichtssaal 
immer noch versucht wird, zu vertuschen 
und zu lügen. Und dabei ohne Rücksicht 
auf den Richter oder das Gericht. Ich finde 
das ganz, ganz schlecht. 


Wie läuft der Prozess in Dessau gegen Schu- 
bert und März? 

Genauso wie vorher. Der läuft noch im- 
mer, aber auf jeden Fall nicht in unserem 
Sinne, nicht in Übereinstimmung mit un- 
seren Forderungen. Wie soll ich das er- 
klären? Wir erwarten so viel von diesem 
Prozess: die Wahrheit, eine Aufklärung, wie 
sie Oury Jalloh umgebracht haben. Aber das 
kommt nicht in diesem Gericht. Ich frage 
mich die ganze Zeit warum das beim Ge- 
richt nicht rauskommt, obwohl es genug 
Beweismittel gibt, dass sie lügen. 


Warum kommt die Wahrheit nicht raus? 
Einfach weil sie die Wahrheit nicht sagen 
möchten, wie sie Oury Jalloh umgebracht 
haben. Und wie soll ich das sagen? Es ist 
schwer zu erklären. Das ist ein Kollektiv- 
terrorism - das ist das. Sie setzten sich alle 
zusammen und sagen: „so wird es ge- 
macht“ Und dann tun sie das auch. Diese 
Leute sind eine Schande für diese Gesell- 
schaft, weil sie kein Respekt für das Gericht 
haben. Ob sie das Recht als Beamten ha- 
ben, vor Gericht zu lügen, weiß ich nicht. 


Bist Du immer noch im Kontakt mit Oury’s 
Familie? Wie geht’s ihnen? 

Der Situation entsprechend gut. Ich tele- 
foniere oft mit dem Bruder und dem Vater. 
Leider nicht so oft mit der Mutter, weil sie 
im Dorf lebt. Ja, aber es geht Ihnen eini- 
germaßen gut. Ich berichte immer, was im 
Gericht passiert, und sage Bescheid, wenn 
ein Prozesstermin stattfindet. Dann erzäh- 
le ich darüber. 


Was ist aus deinem Telecafe und deiner Ge- 
werbelizenz, die der Stadt Dessau mit dem 
Argument, dass Du „große charakterliche 
Mängel” aufweist, geworden? 

Sie werden einfach jeden Weg benutzen, 
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um meinen Kopf fertig zu machen. Sie wer- 
den jede Möglichkeit benutzen, mich zu Bo- 
den zu schlagen. Ja, aber ich meine jetzt 
wegen des Ladens: wir haben Widerspruch 
eingelegt. Der ist noch beim Verwaltungs- 
amt und wir warten nun auf die Antwort. 

Ich hoffe auf jeden Fall, dass diese Ver- 
waltung für mich dann entscheiden wird. 
Aber die haben die große Hände, sie haben 
die Macht, und ich glaube einfach, dass ich 
irgendwann gewinnen werde. Das ist ein- 
fach eine Taktik von ihnen. Das überrascht 
mich nicht. Wegen meinem Laden werde 
ich nicht diesen Fall von meinem Freund 
jetzt fallen lassen. Um Gottes Willen! Ich 
werde bis zum Schluss kämpfen. 

Wie ein Freund sagt, „Ich bin schon am 
Boden. Ich kann nur aufstehen.“ Tiefer geht 
nicht. Und dafür werde ich mich auch 
durchsetzen. 


Nach dem Mord an Oury Jalloh hast Du 
selbst viele willkürliche Handlungen seitens 
der Staat erlebt. Was für ein Konzept hast 
Du jetzt von der deutschen Justiz? 

Auf jeden Fall bin ich sehr, sehr vorsich- 
tig. Dieses Vertrauen, was ich damals hat- 
te, das habe ich nicht mehr. Ich habe wirk- 
lich an diese Rechtsstaatlichkeit geglaubt. 
Und nicht nur ich, sondern viele Leute von 
uns auch. Wirklich! Genau wie Oury Jalloh 
damals. Wenn er gewusst hätte, wie diese 
Rechtsstaat hier funktioniert ... wie hätten 
unsere Hände gewaschen! Ich sage ganz 
ehrlich, ich bin sehr enttäuscht. Enttäuscht 
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Heute musstest Du selbst vor Gericht. Wes- 
halb? 

Angeblich weil ich vier Polizisten als 
„Niggerkiller“ beleidigt habe, dass ich die 
so bezeichnet habe. 


Was sagst Du dazu? 

Blödsinn. Im Laufe der Verhandlung stell- 
te sich heraus, dass die Zeugen lügen, dass 
sie unprofessionell unter sich Absprachen 
gemacht haben. Außerdem wurden sie 
nicht einzeln vernommen, sondern zu viert. 
Wer die vernommen hat, das wissen sie 
nicht. Es wurde gefragt, ob das Steinhoff 
wäre. Das wussten sie nicht, aber sie haben 
gesagt, dass der Mann auf jeden Fall vom 
Landgericht sei. Sie wollten nicht den Na- 
me nennen. Und ihren Aussagen sahen al- 
le so ähnlich aus, als ob eine Person alle 
vier geschrieben hatte. 

Aber wie ich am Anfang gesagt, sie wol- 
len mich einfach fertig machen, um mei- 
nen Kopf zu haben. Das werden sie aber nie 
schaffen. 


Welche Erwartungen hast Du jetzt von dem 
Prozess gegen Schubert und März? 

Vom Prozess gar nichts mehr. Wie ich 
schon gesagt habe: ich werde weiter kämp- 
fen. Ich werde wahrscheinlich den Rest mei- 
nes Leben kämpfen müssen; wahrschein- 
lich für die andere Fälle auch. Ich erwarte 
wirklich nichts vom Gericht. 


Was siehst Du in der Zukunft für Dich und 
die Initiative, wenn der Prozess endlich vor- 
bei ist? 

Ja, ich hoffe, dass wir alle stark zusam- 
men bleiben, denn diese Initiative ist wie 
eine Familie geworden. Wir haben so viel 
auf uns genommen und auch viel Liebe ge- 
geben, aber auch viele Freude zusammen 
gehabt. Weißt Du, das ist eine Familie. Wir 
werden alles tun, dass wir für immer zu- 
sammen bleiben und weiterkämpfen. Weil, 
wie die Initiative ist, gibt ist nicht so viele. 
Es gibt nicht so viele wie diese. 

Ich meine, wie wir zusammen gekämpft 
haben, wie wir uns durchgesetzt haben, 
dreieinhalb Jahre lang. Das sind nicht 3 Ta- 
ge. Viele sind gekommen und viele sind ge- 
gangen. Einige, die angefangen haben, sind 
geblieben; einige sind gekommen, um uns 
auseinanderzubringen. Aber Gott sei Dank, 
das haben sie nicht geschafft und sind dann 
wieder weggegangen. Ich bin so froh, dass 
die Initiative noch so ist, wie sie jetzt ist. 


Interview geführt von: Wir sind alle Oury 
Jalloh 
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